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Zusammenfassung

Zusammenfassung

Der seit 2011 anhaltende Birgerkrieg in Syrien hat zu
einer humanitdren Krise von enormem Ausmal} ge-
fahrt, die sich immer weiter zuspitzt: Etwa die Half-
te der Bevolkerung Syriens ist auf der Flucht. In den
Anrainerstaaten Tirkei, Libanon, Jordanien, Irak und
Agypten sind wber vier Millionen Flichtlinge regist-
riert; deren Versorgung ist jedoch vollkommen unzu-
reichend. Zunehmend kommt es auch zu Spannungen
zwischen Fliichtlingen und der Bevélkerung in diesen
Staaten. Angesichts der hohen Flichtlingszahlen ha-
ben die Nachbarstaaten teilweise ihre Grenzen fir
weitere Flichtlinge geschlossen.

Bislang hat sich die internationale Staatengemein-
schaft bei der Versorgung syrischer Birgerkriegsflicht-
linge vor allem mit finanzieller und logistischer Hilfe
engagiert und nur wenigen Flichtlingen auBerhalb
der Region Schutz gewahrt. Seit Beginn des Birger-
kriegs hat sie die Aufnahme von rund 140.000 Perso-
nen zugesagt, doch bisher wurde davon nur ein Teil
aufgenommen. Allerdings sind die Kapazitaten der
Aufnahmeprogramme gemessen an vier Millionen
syrischen Flichtlingen in der Region bislang gering.
Eine Folge davon ist, dass Fliichtlinge zunehmend
die irreguldre und oftmals lebensgefahrliche Reise
iber das Mittelmeer oder auf dem Landweg auf sich
nehmen, um auf europdischem Boden einen Asyl-
antrag zu stellen. Insgesamt haben ab dem Ausbruch
des Birgerkriegs bis August 2015 Gber 330.000 Sy-
rer einen Asylerstantrag in der Europdischen Union
gestellt, davon Gber 110.000 in Deutschland. In den
Sommermonaten 2015 nahm die Dynamik des Zuzugs
deutlich zu: Zehntausende syrische Schutzsuchende er-
reichten die Europdische Union. Angesichts des sehr

hohen Flichtlingsaufkommens gerat das Gemeinsame
Europaische Asylsystem unter Druck, erste Schritte zu
einer Umverteilung von Fliichtlingen aus den europadi-
schen Grenzstaaten wurden eingeleitet. Die akute Kri-
sensituation zeigt umso mehr den Bedarf an Wegen,
die Fliichtlingen einen sicheren und legalen Zugang
nach Europa ermdglichen. Der vorliegende Policy
Brief untersucht die deutschen humanitaren Aufnah-
meprogramme, die als Vorbild fur ein koordiniertes
europaisches Aufnahmeprogramm dienen kénnen.

Deutschland als bevélkerungsreichster und wirt-
schaftlich starkster EU-Mitgliedstaat hat sich in beson-
derem Male engagiert, um die humanitaren Folgen
der Syrienkrise abzumildern: Einerseits leistet die
Bundesrepublik umfangreiche humanitare Hilfe in
der Region, andererseits hat Deutschland von 2011
bis August 2015 mindestens 150.000 Syrern Zuflucht
gewdhrt und damit deutlich mehr als andere Indus-
triestaaten. Davon erfolgte bei mehr als 35.000 sy-
rischen Fluchtlingen eine humanitare Aufnahme aus
dem Krisengebiet, die durch drei Bundes- und fiinf-
zehn Landerprogramme umgesetzt wurde. Bei der
Auswahl wurde sowohl der besondere Schutzbedarf
bericksichtigt als auch bereits bestehende Beziige zu
Deutschland; dabei unterscheiden sich die Zugangs-
moglichkeiten bei den einzelnen Programmen erheb-
lich. Auch die Rechtsfolgen fir die aufgenommenen
Flichtlinge sind im Vergleich zum Asylverfahren unter-
schiedlich, etwa die Mdglichkeiten der Aufenthaltsver-
festigung, der Zugang zu Sozial- und Gesundheitsleis-
tungen und der Zugang zu Integrationskursen.

Die Aufnahmeprogramme von Bund und Landern
bilden eine sinnvolle Ergdnzung zum Asylverfahren.



Sie ermoglichen einerseits, schutzbediirftige Personen
gezielt aufzunehmen und diesen eine sichere Einreise
nach Deutschland zu gewdhren. Andererseits entlas-
ten sie die Erstaufnahmestaaten in der Region und tra-
gen somit auch dazu bei, die Situation der Fliichtlinge
zu verbessern, die in der Region verbleiben.

Mit den Aufnahmeprogrammen fir Syrienflichtlin-
ge hat Deutschland eine Infrastruktur (,Bricke nach
Deutschland’) errichtet, die als Modell fiir die weite-
re Aufnahme schutzbediirftiger Personen auch iber
Deutschland hinaus dienen kann. Die tempordren
Aufnahmeprogramme sollten auch in kiinftigen Kri-
sensituationen zur Anwendung kommen.

Bei ihrer Ausgestaltung sollten aufbauend auf den
Erfahrungen mit den bisherigen Programmen eini-
ge Dinge verbessert werden, so das Fazit des Policy
Briefs. Dies betrifft etwa das Nebeneinander mehre-
rer Programme bzw. Aufenthaltstitel - Asylverfahren,
Bundesprogramme, Landerprogramme -, bei denen
sich die Rechte fur die gleiche Zielgruppe deutlich
unterscheiden. Das ist zum einen fir die Betroffenen
nicht nachvollziehbar, zum anderen hat es fiir die zu-
standigen Verwaltungen erheblichen Mehraufwand
verursacht. Insbesondere Flichtlinge in den Lander-
programmen sind rechtlich schlechtergestellt. Deshalb
ist knapp die Halfte aller Flichtlinge, die Gber Lander-
programme aufgenommen wurden, ins Asylverfahren
gewechselt. Der SVR-Forschungsbereich empfiehlt
daher, die Rechte so weit wie mdglich anzugleichen.

Ein weiterer Punkt ist der starke Fokus auf schon
bestehende Beziehungen zu Deutschland: Dadurch ha-
ben besonders schutzbedirftige Flichtlinge, die keine
Kontakte nach Deutschland haben, kaum Chancen auf
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eine humanitdre Aufnahme. Im Sinne von Chancen-
gleichheit und Entlastung der Erstaufnahmestaaten
sollte sichergestellt werden, dass kiinftige Program-
me besonders vulnerable Fliichtlinge starker beriick-
sichtigen.

Uber die Programme werden die Fliichtlinge zu-
nachst tempordr aufgenommen. Wie lange sie in
Deutschland bleiben werden, ist angesichts des an-
haltenden Birgerkriegs in Syrien nicht absehbar. Das
erzeugt Unsicherheit, sowohl bei den Flichtlingen
selbst als auch bei der Aufnahmegesellschaft. Daher
sollte frihzeitig und klar kommuniziert werden, wann
und unter welchen Bedingungen der temporare Auf-
enthalt in einen Daueraufenthalt umgewandelt wer-
den kann.

Bemiihungen um umfangreiche und koordinierte
europdische Aufnahmeprogramme fiir syrische Biir-
gerkriegsfliichtlinge sind bisher gescheitert. Den-
noch sollte dieser Weg mit Nachdruck weiter ver-
folgt werden. Dies ware auch ein flichtlingspolitisches
Signal in die Krisenregion. Selbst wenn sich nicht alle
EU-Staaten daran beteiligen, kénnte eine ,Koalition
der Aufnahmebereiten” gebildet werden. Zudem sollte
die EU die tempordren Aufnahmeprogramme finanzi-
ell unterstitzen, ahnlich wie bei den Programmen zur
dauerhaften Umsiedlung von Fliichtlingen aus Dritt-
staaten (Resettlement) oder innerhalb der EU (Reloca-
tion). Staaten, die sich nicht an Aufnahmeprogrammen
beteiligen, wirden somit zumindest andere finanziell
dabei unterstitzen.
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Die flichtlingspolitischen Auswirkungen des Biirgerkriegs in Syrien

1. Die fliichtlingspolitischen Auswirkun-
gen des Biirgerkriegs in Syrien’

1.1 Massive Fluchtbewegungen in die
Nachbarstaaten

Der Birgerkrieg in Syrien hat laut den Vereinten Natio-
nen die grofte humanitare Krise seit Ende des Zweiten
Weltkriegs ausgeldst. Ein Ende des Konflikts ist nicht
abzusehen (dazu umfassend Perthes 2013; Wieland
2015). Seit Ausbruch der Kampfe im Frihjahr 2011
sind mindestens 250.000 Menschen ums Leben ge-
kommen; Millionen Menschen sind auf lebenserhal-
tende Unterstiitzungsleistungen angewiesen. Bei einer
Bevélkerung von rund 22 Millionen Menschen vor dem
Krieg sind insgesamt rund 12 Millionen auf der Flucht,
davon rund 7,6 Millionen innerhalb Syriens (Europai-
sche Kommission 2015a; IDMC 2015).2

In den Anrainerstaaten wurden seit 2011 rund
4 Millionen Fluchtlinge registriert (Abb. 1). Die meis-
ten davon haben die Tirkei (1,9 Mio.), der Libanon
(1,1 Mio.) und Jordanien (629.000) aufgenommen.
Auch im Irak (250.000), in Agypten (132.000) und
weiteren Staaten der Region haben zahlreiche Flicht-
linge aus Syrien Zuflucht gefunden.? Vom Biirgerkrieg
betroffen sind nicht nur Syrer, sondern insbesondere
auch ethnische Minderheiten und Fliichtlinge aus an-
deren Staaten, die in Syrien leben.*

Trotz der umfangreichen finanziellen und logis-
tischen Hilfe, die Deutschland und die internationa-
le Gemeinschaft in der Region bereitstellen, reichen
in den Nachbarstaaten Syriens die Mittel nicht aus,
um die Grundbedirfnisse der Flichtlinge zu decken
(OXFAM 2015; UNHCR 2014d; Becker 2015a). Mit der
Dauer der Auseinandersetzungen in Syrien hat sich
die Situation hier zunehmend verschlechtert (Ayoub/
Khallaf 2014; UNHCR 2015b). So haben die Nachbar-
staaten inzwischen den Zugang erschwert, nachdem

sie die Grenzen lange offen gehalten hatten (Amnesty
International 2014; UNHCR 2015b; lcduygu 2015: 7).
Das zeigt sich u. a. darin, dass die Zahl der registrierten
Flichtlinge in den letzten Monaten auf hohem Niveau
stagniert. Ein Abflauen des Birgerkriegs in Syrien und
der dadurch bedingten Fluchtbewegungen ist einst-
weilen nicht abzusehen.

1.2 Flichtlingspolitische Herausforderung
fUr Industriestaaten

Neben dem Birgerkrieg in Syrien gibt es anhaltende
Konflikte etwa in Afghanistan, im Irak, in Eritrea und
weiteren Krisenregionen. Infolgedessen gibt es der-
zeit weltweit rund 60 Millionen Schutzbeddrftige, die
groBte Zahl seit Ende des Zweiten Weltkriegs (UNHCR
2015c).

Die EU und andere Industriestaaten haben sich bis-
her Gberwiegend auf HilfsmaRnahmen vor Ort kon-
zentriert und nur wenige Flichtlinge selbst aufgenom-
men (Akram et al. 2014; Amnesty International 2014;
Orchard/Miller 2015). Doch mehr als vier Jahre nach
Ausbruch des Burgerkriegs stehen die Nachbarstaa-
ten unter einer zunehmend unhaltbaren Belastung,
und so wird international mittlerweile immer starker
dartber diskutiert, wie auBerhalb der Krisenregion
Schutz gewdhrt werden kann. Nach Einschatzung des
UNHCR missen bis zu 400.000 Flichtlinge umgesie-
delt werden (UNSC 2015). Einzelne Staaten haben
entsprechende  Aufnahmeprogramme entwickelt,
doch die Kapazitaten sind bislang gering - gemessen
an den Flichtlingszahlen in der Region, aber auch im
Vergleich zu friheren Krisen, etwa in Vietnam in den
1980er Jahren oder in Bosnien-Herzegowina in den
1990er Jahren (Betts 2006; Hallergard 1998). Sie errei-
chen nicht anndhernd die benétigte GroRenordnung.
Seit Beginn des Burgerkriegs haben Industriestaaten
die Aufnahme von rund 140.000 Flichtlingen zuge-

1 Dieser Policy Brief wurde begleitet durch die Vorsitzende Prof. Dr. Christine Langenfeld und den stellvertretenden Vorsitzenden

Prof. Dr. Ludger Pries des Sachverstandigenrats deutscher Stiftungen fir Integration und Migration (SVR). Verantwortlich fur diese
Veréffentlichung ist der SVR-Forschungsbereich. Die Argumente und Schlussfolgerungen spiegeln nicht notwendigerweise die
Meinung des SVR. Der Autor dankt allen Personen und Institutionen, die sich zu einem Hintergrundgesprach bereit erklart haben.
Besonderer Dank gilt dem Bundesamt fir Migration und Flachtlinge (BAMF) und dem Auswartigen Amt fir die Bereitstellung von
Daten. Fir das Durchfihren einer juristischen Prifung gebuhrt Sigrid Gies von der Universitat Konstanz ebenso Dank.

Soweit nicht anders ausgewiesen, entsprechen alle Angaben dem Stand vom 15.09.2015.

Stand: 25.08.2015. Aktuelle Zahlen zu den registrierten Flichtlingen in den Nachbarstaaten und zur Finanzierung der humanita-
ren Hilfsprogramme finden sich unter http://data.unhcr.org/syrianrefugees/regional.php.

2011 war Syrien das drittwichtigste Zielland von Fluchtlingen weltweit, dort lebten ca. 750.000 Gberwiegend irakische Flichtlinge.
Besonderen Schutzbedarf haben auch rund 200.000-300.000 staatenlose Kurden (UNHCR 2012: 12, 40; UNHCR 2013; McGee 2013:
16) und 560.000 registrierte palastinensische Fliichtlinge, die schon seit Langem in Syrien leben (UNRWA 2014; UNHCR 2014c).


http://data.unhcr.org/syrianrefugees/regional.php
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Abb. 1 Registrierte syrische Flichtlinge in den Anrainerstaaten von Januar 2012 bis September 2015 (in Mio.)
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Quelle: UNHCR 20153; eigene Darstellung

sagt, tatsachlich umgesiedelt wurde davon allerdings
erst ein Teil >

Der anhaltende Biirgerkrieg, die desolate Lage der
Flichtlinge in den Nachbarstaaten und die geringen
Kapazitaten der kollektiven Aufnahmeprogramme ha-
ben vor allem eine Konsequenz: Immer mehr Flicht-
linge sehen keinen anderen Ausweg, als die irrequldre
und auBerst unsichere Reise ber das Mittelmeer zu
wagen, um auf europdischem Boden einen Asylantrag
zu stellen. Insgesamt haben seit Ausbruch des Birger-
kriegs iber 260.000 Syrer in den EU-Mitgliedstaaten
Asylantrage gestellt (UNHCR 2015a). Mehr als 150.000
von ihnen sind per Boot nach Europa gelangt, rund
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80.000 allein im ersten Halbjahr 2015 (Frontex 2015:
57)%; bei Havarien im Mittelmeer kamen Hunderte Sy-
rer ums Leben. Die Syrienkrise macht somit auch deut-
lich, wie dringlich es ist, fir Schutzsuchende sichere Zu-
gangswege nach Deutschland und Europa zu schaffen.

1.3 Deutschland als Vorreiter?

Deutschland ist einer der wenigen Staaten, die rela-
tiv frih in substanziellem Umfang syrische Fliichtlinge
auBerhalb des Asylverfahrens aufgenommen haben
(Endres de Oliveira 2014). Ab Mitte 2013 wurden

5 Neben Deutschland haben nur wenige Staaten Aufnahmezusagen in einem substanziellen Umfang gemacht: Das Vereinigte
Konigreich (20.000), Kanada (11.300), Norwegen (9.000), Brasilien (7.380), die Schweiz (8.200) und Australien (5.600). Auch
die USA haben sich bereit erklart, eine groRere Zahl syrischer Flichtlinge aufzunehmen. Die Fliichtlinge wurden Gber unterschied-
liche Programme aufgenommen, sowohl dauerhaft als auch temporar. Am 20.07.2015 hat sich der EU-Innenministerrat darauf
geeinigt, in den Jahren 2015 und 2016 rund 20.000 Flichtlinge, darunter auch Syrer, aus Drittstaaten neu anzusiedeln. Damit
haben erstmals auch EU-Staaten Aufnahmekontingente zugesagt, die bis dahin noch keine Birgerkriegsflichtlinge direkt aus
Krisenregionen aufgenommen hatten (Council of the European Union 2015). Eine laufend aktualisierte tabellarische Ubersicht
Uber die Aufnahmezusagen findet sich unter http://www.unhcr.org/52b2febafc5.pdf.

trends-and-routes/migratory-routes-map/.

Eine laufend aktualisierte Ubersicht Gber die wichtigsten irregularen Einreiserouten findet sich unter http://frontex.europa.eu/

e
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Handlungsoptionen der Fliichtlingspolitik

sukzessive drei Bundesprogramme mit insgesamt
20.000 Aufnahmepldtzen eingerichtet. Mitte 2015
war die Aufnahme nahezu abgeschlossen. Bis zum
30. Juni 2015 waren 19.057 Visa erteilt (Auswartiges
Amt 2015b) und bis zum 27. Juli 2015 nachweislich
16.560 Personen eingereist.” Zudem haben alle Bun-
deslander mit Ausnahme Bayerns eigene Programme
eingerichtet, Gber die von Mitte 2013 bis Ende Juni
2015 16.312 Visa vergeben wurden und 9.609 Perso-
nen eingereist sind (BT-Drs. 18/5617). Sowohl bei den
Bundes- als auch bei den Ldnderprogrammen werden
die Fluchtlinge temporar aufgenommen.

Ziel dieser Programme ist, den ausgewahlten
Flichtlingen eine legale und sichere Einreise nach
Deutschland zu ermdglichen und ihnen einen Schutz-
status zu gewahren. Die Voraussetzungen des Zugangs
fur Schutzsuchende aus Syrien und nicht zuletzt auch
die Rechtsfolgen einer Aufnahme unterscheiden sich
bei diesen Programmen allerdings erheblich (s. Kap. 3).

Deutschlands Engagement wird international ge-
wirdigt: von der EU-Kommission, dem UNHCR, von
Nichtregierungsorganisationen wie Amnesty Interna-
tional (2014) und auch in wissenschaftlichen Analysen
und Berichten (Achilli 20153; Orchard/Miller 2014). In-
nerhalb Deutschlands gibt es eine breite Unterstitzung
fur die Programme, aber auch anhaltende innenpoli-
tische Kontroversen um ihre konkrete Ausgestaltung.
Flichtlingsorganisationen und Oppositionsparteien
kritisieren insbesondere, dass die Kapazitaten zu ge-
ring sind, der Aufnahmeprozess zu lange dauert, die
Auswahlkriterien (etwa Staatsangehérigkeit, Aufent-
haltsort, Stichtagsregeln) zu eng gefasst sind und dass
Angehorige, die bereits in Deutschland leben, sich auf
unbegrenzte Zeit bereit erklaren missen, samtliche
Lebenshaltungskosten fiir die aufgenommenen Fliicht-
linge zu Gbernehmen.

Ziel dieses Policy Briefs ist, die kollektiven Aufnah-
meprogramme fir syrische Flichtlinge in Deutschland
zu analysieren und zu bewerten. Im Fokus stehen da-
bei 1) die Auswahlkriterien, 2) die konkreten Prozesse
und Verfahren bei der Aufnahme und 3) das rechtli-
che, administrative und organisatorische Verhaltnis zu
anderen fluchtlingspolitischen Instrumenten. Da auch
andere europdische Staaten zunehmend Flichtlinge
direkt aus Drittstaaten aufnehmen wollen, kann die

Analyse der deutschen Programme auch fir die Ge-
staltung bzw. Optimierung entsprechender Ansatze in
Europa wertvolle Orientierung bieten.

Im zweiten Kapitel werden die wichtigsten flucht-
lingspolitischen Handlungsoptionen Deutschlands dar-
gestellt. Im zentralen dritten Kapitel werden die Auf-
nahmeprogramme von Bund und Landern detailliert
analysiert.®2 AbschlieBend werden im vierten Kapitel
Schlussfolgerungen gezogen und Empfehlungen for-
muliert.

2. Handlungsoptionen der Fliichtlings-
politik

Politische Entscheidungstrager in Deutschland und
anderen Industriestaaten stehen vor wachsenden He-
rausforderungen beim Flichtlingsschutz. Ins éffentli-
che Bewusstsein gerat dies durch die seit 2013 wieder
deutlich steigenden Asylantragszahlen. Asylbewerber
bildeten 2014 mit 1,8 Millionen weltweit aber nur ei-
nen kleinen Teil der Schutzsuchenden: Ihnen stehen
38,2 Millionen Binnenvertriebene gegeniiber, also Per-
sonen, die innerhalb ihres Herkunftslandes vertrieben
wurden, sowie 19,5 Millionen Flichtlinge, die zumeist
in Nachbarstaaten Zuflucht fanden (UNHCR 2015c:
2). Diese Schutzbedirftigen bilden eine heterogene
Gruppe, nicht nur in Bezug auf den Aufenthaltsort
bzw. den aufenthaltsrechtlichen Status, sondern auch
im Hinblick auf den spezifischen Schutzbedarf, den Zu-
gang zu Ressourcen, die Situation der Unterbringung
oder die Dauer der Vertreibung. Auf diese vielfaltigen
Situationen und Bedirfnisse konnen politische Ent-
scheidungstrager in Deutschland, Europa und anderen
Industriestaaten mit unterschiedlichen flichtlingspoli-
tischen Instrumenten reagieren.

In der Diskussion um die Aufnahme von Fliichtlin-
gen steht in Deutschland zumeist das Asylverfahren
im Vordergrund. Denn auf diesem Weg kommen mit
Abstand die meisten Schutzsuchenden nach Europa,
wahrend organisierte Aufnahmeprogramme nur be-
grenzt eingesetzt werden. Diese Zentralstellung im
offentlichen Bewusstsein sollte aber nicht den Blick
darauf verstellen, dass das Asylverfahren nur eines
von mehreren flichtlingspolitischen Instrumenten

7 Die tatsachliche Zahl der zu diesem Zeitpunkt eingereisten Flichtlinge dirfte noch etwas hoher liegen, da selbst einreisende
Flichtlinge die zustandigen Auslanderbehorden haufig mit Verzogerung kontaktieren.

8 Die Analyse basiert neben der Auswertung von Dokumenten und Daten auf Hintergrundgesprachen mit beteiligten Akteuren
aus Politik, Verwaltung und Zivilgesellschaft. Solche Gesprache wurden gefiihrt mit Vertretern von UNHCR, Pro Asyl, Caritas,
den Auslanderbehorden zweier GroRstddte, dem Bundesamt fir Migration und Flichtlinge (BAMF), dem Bundesministerium
des Innern (BMI) und dem Innenministerium eines Bundeslands sowie mit Mitarbeitern zweier Bundestagsabgeordneter, des
Auswartiges Amtes und der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP).



ist. Im Wesentlichen gibt es drei flichtlingspolitische
Handlungsoptionen: humanitare Hilfe in der Regi-
on (s. Kap. 2.1), Aufnahme tber das Asylverfahren
(s. Kap. 2.2) und kollektive Aufnahmeprogramme
(s. Kap. 2.3). Eine vierte Option ist schlieBlich, Perso-
nen mit Schutzbedarf ber andere Migrationskandle
aufzunehmen (s. Info-Box 2).°

2.1 Humanitare Hilfe in der Krisenregion:
moglichst viele Menschen unterstitzen

Nach Ausbruch eines Konflikts ist das Mittel der Wahl
in der Regel, Flichtlinge in der Krisenregion selbst
zu schitzen.'® Neben inléndischen Zufluchtsmaglich-
keiten suchen viele zundachst Schutz in den Nachbar-
staaten, vorausgesetzt, dass diese ihre Grenzen of-
fen halten. Viele Flichtlinge verfigen nicht iber die
erforderlichen finanziellen Ressourcen oder sozialen
Netzwerke, um in weiter entfernte Industriestaaten
zu wandern; ferner haben die meisten zunachst den
Wunsch, nach Ende des fluchtauslosenden Konflikts
schnell in die Heimat zuriickzukehren.

Westliche Staaten und Nichtregierungsorganisati-
onen konnen Hilfe leisten, indem sie internationale
Organisationen finanziell unterstitzen oder sie mit ei-
genem Personal unmittelbar logistisch unterstitzen.
Die Unterbringung und Versorgung von Fliichtlingen
in der Region ist in der Regel kostengiinstiger als in
westlichen Zielstaaten; so kénnen bei gleichem Mittel-
einsatz deutlich mehr Personen von der Unterstiitzung
profitieren.m Mit Regionalen Schutzprogrammen ver-
figt die Europaische Union seit 2007 Gber ein gemein-
sames Instrument, um die Schutzsituation und die Auf-
nahmebedingungen in Krisenregionen fir Flichtlinge
und Erstaufnahmegesellschaften zu verbessern. Als
Reaktion auf die Syrienkrise wurde im Jahr 2014 auch
ein Regionales Entwicklungs- und Schutzprogramm fir
den Mittleren Osten eingerichtet, um sowohl die Be-
volkerungen Jordaniens, des Libanon und des Irak als
auch die Flichtlinge in diesen Landern zu unterstatzen.
Zu den wichtigsten MaBnahmen neben der Grundver-
sorgung zdhlen Arbeits- und Ausbildungsférderung,
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der Ausbau der Wasser- und Energieversorgung sowie
Fortbildungen fir Mitarbeiter von Organisationen, die
mit Flichtlingen arbeiten (Europdische Kommission
2013; Papadopoulou 2015).

2.2 Asylverfahren: wichtigster
Zugangsweg, aber kaum steuerbar

Fur das Asylverfahren, den wichtigsten Kanal des
Flichtlingsschutzes in Deutschland, gilt das Territo-
rialitatsprinzip: Ein Schutzsuchender kann nur im In-
land Asyl beantragen. Den meisten Flichtlingen aus
Krisenregionen stehen jedoch keine legalen Einrei-
sewege offen.’? Die meisten Drittstaatsangehdrigen
bendtigen fir die Einreise ein Visum; das gilt auch
fir Birger von Krisenstaaten wie Syrien, Irak, Eritrea
oder Afghanistan. Eine Visumerteilung scheitert aber
an fehlenden Dokumenten oder finanziellen Ressour-
cen und daran, dass die Auslandsvertretungen davon
ausgehen, dass die Antragsteller nicht zuriickkehren
wollen (Long 2015; s. Info-Box 2). Das fiihrt dazu, dass
sich nahezu alle Schutzsuchenden ohne giltiges Vi-
sum auf den hochriskanten Weg nach Europa machen.
Die EU-AuRengrenzen wurden in den vergangenen
Jahren immer starker gegen irreguldre Einreisen ge-
sichert (UNHCR 2014c), doch davon lassen sich viele
Flichtlinge - mangels Alternativen - nicht abschrecken
(Brian/Laczko 2014; Fargues/Bonfanti 2014). Im Jahr
2014 etwa wurden an den EU-AulRengrenzen 283.532
irregulare Einreisen registriert, davon 220.194 an See-
grenzen. Bei vielen dieser Menschen handelte es sich
um Schutzsuchende (Frontex 2015: 57). Insgesamt
wurden 2014 in den Staaten der Europaischen Union
570.820 Asylerstantrage gestellt (UNHCR 2015d: 20).
Im gleichen Zeitraum wurden 3.279 Todesfalle von
Flichtlingen registriert, die bei dem Versuch starben,
tber das Mittelmeer nach Europa zu gelangen (IOM
2015). Die Dunkelziffer dirfte noch deutlich héher lie-
gen. Im Jahr 2015 ist sowohl die Zahl der Zuziige iber
das Mittelmeer als auch die der Asylantrage in der EU
deutlich angestiegen. Die Zahl der Todesfalle lag bis
Mitte September bei rund 2.900.13

9 Hier werden nur Instrumente betrachtet, die direkt auf bereits vorhandene Flichtlingsbewegungen angewandt werden kdnnen.
Ausgeklammert werden somit [angerfristige und praventive Strategien der Sicherheits- und Entwicklungspolitik, die Fluchtbewe-
gungen verhindern bzw. Riickkehrperspektiven schaffen konnen (Angenendt 2014).

10 Humanitare und logistische Unterstitzung kann auch in Transitstaaten geleistet werden.

11 Das Deutsche Rote Kreuz kann in der Syrienkrise nach eigenen Angaben mit 99 Euro eine finfkopfige Familie drei Monate mit
Nahrung versorgen. In Deutschland belduft sich der Regelbedarf in der Grundsicherung auf ein Vielfaches.

12 Die Einreise an sich ist illegal, aber im Fall eines anerkannten Schutzbedarfs nach § 95 AufenthG i. V. m. Artikel 31 der Genfer

Flichtlingskonvention nicht strafbar.

13 Stdndig aktualisierte Zahlen zu den Zuziigen und den Todesféllen finden sich unter http://missingmigrants.iom.int/.
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Zugangsbarrieren schlielsen besonders vulnerable
Fliichtlinge aus

Mangels legaler Zugangswege kdénnen die meis-
ten Schutzsuchenden aus nichteuropdischen Staaten
nur mithilfe von Schleppern einreisen (Scholz 2013:
113-125). Dabei bilden die irregularen Routen nach
Europa fir einen groBen Teil der Flichtlinge eine Zu-
gangsbarriere, denn sie wirken in mehrfacher Weise
selektiv: Zum einen ist die illegale Einreise nach Euro-
pa mit hohen Kosten verbunden,’ zum anderen ist sie
oftmals gefahrlich, langwierig und physisch belastend.
Dieser Zugangsweq ist somit allen Personengruppen
versperrt, die nicht Gber die entsprechenden Voraus-
setzungen verfiigen (vor allem Kinder, Altere, Kranke
und Traumatisierte sowie Personen mit geringer Ri-
sikobereitschaft oder geringen finanziellen Ressour-
cen).’™ Besonders verletzliche und schutzbedurftige
Personen sind daher im Asylverfahren unterreprasen-
tiert (UNHCR 2011). Dies kann nur zum Teil Gber den
Familiennachzug ausgeglichen werden, wenn eine
schutzberechtigte Person Familienmitglieder legal
nachholen kann.

Steuerungsmaglichkeiten sind begrenzt

Fur die Zielstaaten sind die Steuerungsmaglichkeiten im
Asylverfahren u. a. durch Vélkerrecht und europdisches
Recht stark eingeschrankt (SVR 2014: 79-83). Alle EU-
Staaten haben die Genfer Fliichtlingskonvention unter-
zeichnet und sich damit verpflichtet, Schutzsuchende
nicht in Staaten zurickzuweisen, in denen ihnen Ver-
folgung droht (sog. Non-Refoulement-Prinzip, Art. 33
der Genfer Flichtlingskonvention). Zudem gilt in Euro-
pa die Europdische Menschenrechtskonvention (EMRK),
die es verbietet, Menschen in Staaten zuriickzuweisen,
in denen ihnen Folter oder unmenschliche Behandlung
droht (Art. 3).76 Darber hinaus setzen mehrere eu-
ropdische Richtlinien Mindeststandards fur die Durch-
fihrung von Asylverfahren (Asylverfahrensrichtlinie, RL
2013/32/EU), fir die Rechte, die Schutzsuchenden zu

gewadhren sind (Qualifikationsrichtlinie, RL 2011/95/
EU), sowie fir die Unterbringung und Versorgung (Auf-
nahmerichtlinie, RL 2013/33/EU). Hinzu kommt, dass
weitere Faktoren, nach denen Schutzsuchende einen
Zielstaat wahlen - soziale Netzwerke, wirtschaftliches
Entwicklungsniveau, Beschaftigungsmaglichkeiten, Ni-
veau der Sozialleistungen (jeweils in Relation zu ande-
ren potenziellen Zielstaaten) -, von den Staaten nicht
oder kaum zu beeinflussen sind (Scholz 2013; Brekke/
Aarset 2009; Nordlund/Pelling 2012; Neumayer 2004;
Barthel /Neumayer 2014). Die Staaten stehen also vor
der Herausforderung, dass sie auf Flichtlingswellen,
die sie nur bedingt vorhersehen und kaum beeinflus-
sen konnen, ziigig reagieren missen.!”

In der Europaischen Union sind die Mdglichkeiten
fur Asylbewerber, ihr Zielland auszuwdhlen, durch die
sog. Dublin-Verordnung eingeschrankt. GemaR dieser
Verordnung muss das Asylverfahren in den meisten
Fallen in jenem Land durchgefihrt werden, das die
Flichtlinge als erstes betreten haben. In der Praxis
funktioniert das Dublin-System jedoch nur einge-
schrankt, da viele Flichtlinge in den AuBenstaaten
der EU nicht registriert werden und in westliche und
nordliche EU-Staaten weiterziehen, um dort einen
Asylantrag zu stellen. Das Zusammenwirken von Dub-
lin-System und Zielstaatsentscheidungen von Flicht-
lingen fahrt zu einer dulerst ungleichen Verteilung
von Asylbewerbern auf die einzelnen EU-Staaten. Vor
diesem Hintergrund gibt es seit Jahren eine politische
und wissenschaftliche Debatte dariber, wie eine aus-
gewogenere Verteilung erreicht werden kann (SVR
2015: 67-80; SVR-Forschungsbereich 2013).

Eine weitere Steuerungsmoglichkeit fir Staaten
besteht allerdings darin, beschleunigte Asylverfahren
einzusetzen. In Deutschland werden diese zum ei-
nen bei Antrdgen aus sog. sicheren Herkunftsstaaten
(§ 293 AsylvfG) angewendet, zum anderen in Fdllen,
wo ein Schutzanspruch in der Regel nicht besteht, wie
seit Anfang Februar bei Asylantragen von Kosovaren
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Ein gefalschtes Visum und ein Flugticket beispielsweise aus der Turkei kosten etwa 10.000 Euro. Die Uberquerung des Mittelmeers
kostet je nach Route bis zu einigen Tausend Euro pro Person (Achilli 2015b; Becker 2015b: 10).

Im Jahr 2013 waren rund die Halfte aller Flichtlinge weltweit Frauen und rund die Halfte unter 18 Jahre alt (UNHCR 2014a:
35-36). Demgegeniiber sind Asylbewerber in Deutschland und der EU zu zwei Drittel mannlich. Fast die Halfte aller Asylbewerber
in Deutschland waren 2014 Manner im Alter von 18-49 Jahren (46,4 % der Erstantrdge, BAMF 2015d: 20, eigene Berechnung).
Dabei gibt es zwischen den Herkunftsldndern bedeutsame Unterschiede, die u. a. auf die spezifischen mdglichen Zugangswege
zuriickzufihren sind (SVR-Forschungsbereich 2015b).

In seinem wegweisenden Urteil vom 23.02.2012 (Hirsi Jamaa u. a./Italien) hat der Europdische Gerichtshof fir Menschenrechte
(EGMR) entschieden, dass die Europdische Menschenrechtskonvention (EMRK), in der das Non-Refoulement-Prinzip ebenfalls
verankert ist, auch extraterritorial gilt, und zwar dann, wenn Schiffe unter der Flagge eines EMRK-Unterzeichnerstaats in interna-
tionalen Gewassern Fliichtlinge aufgreifen.

Daher kommt es bei der Bereitstellung hinreichender Kapazitaten im Asylsystem immer wieder zu Engpdssen, insbesondere bei
der Bearbeitung von Antragen und der Unterbringung. Gleichzeitig kommen Staaten in Versuchung, sich durch nachgelagerte
MaRnahmen fir Schutzsuchende ,unattraktiv’ zu machen, etwa durch provisorische Unterbringungen, die Absenkung sozialer
Leistungen fur Asylbewerber oder die Verhangung von Arbeitsverboten.
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Info-Box 1 Deutschlands Erfahrung mit Aufnahmeprogrammen

Deutschland hat in der Vergangenheit anlasslich von Flichtlingskrisen immer wieder erganzend zum
individuellen Asylverfahren Ad-hoc-Aufnahmeaktionen durchgefiihrt. Dabei gestaltete sich die Aufnahme
sehr unterschiedlich, sowohl in Bezug auf die Rechtsgrundlage als auch auf die Art der Einreise, die Zahl
der Fluchtlinge und die Aufenthaltsdauer (s. Tab. 4 im Anhang). Bereits 1956 nahm die Bundesrepublik
rund 13.000 Ungarn auf, die nach der Niederschlagung des Aufstands in ihrem Land geflohen waren. Sie
sollten zunachst fir drei Jahre bleiben, doch viele blieben dauerhaft (Kreienbrink 2013; Poutrus 2014).
Ab 1979 nahm Deutschland rund 35.000 vietnamesische Boatpeople dauerhaft auf. In der bisher umfang-
reichsten Aktion wurden ab 1992 rund 350.000 bosnische Fliichtlinge Gberwiegend temporar aufgenom-
men. Seit 2009 nimmt Deutschland regelmaRig Flichtlingskontingente auf: In den Jahren 2009 und 2010
wurden insgesamt 2.500 irakische Flichtlinge aus Syrien und Jordanien dauerhaft aufgenommen. Seit
2012 verfigt Deutschland iber ein regelmaRiges Resettlement-Programm, in dessen Rahmen in einer
Pilotphase von 2012 bis 2014 jahrlich 300 Flichtlinge dauerhaft aufgenommen wurden. Das Programm
wird seit 2015 unbefristet fortgefihrt und das Kontingent wurde auf 500 Platze erhéht. Auf EU-Ebene
existiert formal seit 2012 ein gemeinsames Resettlement-Programm. Es ist jedoch rein freiwilliger Na-
tur - wobei eine finanzielle Unterstitzung aus EU-Mitteln vorgesehen ist — und hat bisher nur zu einer
sehr geringen Aufnahme gefiihrt (Papadopoulou 2015: 7). Im Juli 2015 hat sich der EU-Innenministerrat
darauf geeinigt, in den ndchsten beiden Jahren insgesamt rund 20.000 Flichtlinge neu anzusiedeln. Auf

Deutschland entfallen davon rund 1.600 Flichtlinge (Council of the European Union 2015).

(BAMF 2015b)."® Beschleunigte Verfahren konnen
aber umgekehrt auch bei Flichtlingsgruppen einge-
setzt werden, deren Schutzanspruch als so qut wie
sicher gelten kann (s. Info-Box 3; BAMF 2015c).

2.3 Kollektive Aufnahmeprogramme:
der flichtlingspolitische Kdnigsweg?

Eine alternative fliichtlingspolitische Handlungsoption
besteht in der Einrichtung organisierter Aufnahmepro-
gramme. Diese kdnnen vielfaltig ausgestaltet sein. Ge-
meinsam ist ihnen, dass eine vorab definierte Gruppe
von Schutzbediirftigen auf legalem Weg einreisen und
voribergehend (Humanitdre Aufnahmeprogramme,
HAP) oder dauerhaft (Resettlement) im Aufnahme-
staat bleiben kann.’ Beim Resettlement nehmen In-
dustriestaaten Flichtlinge aus Erstzufluchtsstaaten di-
rekt auf, die dort keine Integrationsperspektive haben,
auf absehbare Zeit aber auch nicht in ihr Herkunftsland
zurickkehren konnen (Trosien 2011; Bokshi 2013).
Tempordre Aufnahmeprogramme zielen vor allem da-

rauf ab, einer Gruppe von Flichtlingen in akuten Kri-
sensituationen schnell Zuflucht zu gewahren. Solche
Programme wurden in Deutschland in der Vergangen-
heit schon mehrfach eingesetzt (Info-Box 1).

Politischer Gestaltungsspielraum

Im Vergleich zum Asylverfahren haben die Staaten bei
Aufnahmeprogrammen deutlich gréRere Steuerungs-
moglichkeiten. Europarechtliche Vorgaben wie die
Richtlinie zum voribergehenden Schutz von Flicht-
lingen (RL 2001/55/EG)?° oder das Europdische Re-
settlement-Programm sind bislang nicht verpflichtend
(SVR 2015). Im deutschen Aufenthaltsgesetz gibt es
mehrere Rechtsgrundlagen fir die Aufnahme schutz-
bedirftiger Personen aus dem Ausland. Die zentralen
Regelungen finden sich in § 23 AufenthG.?"

§ 23 Abs. 1 AufenthG ermdglicht den Bundeslan-
dern, ,aus volkerrechtlichen oder humanitaren Griin-
den oder zur Wahrung politischer Interessen der
Bundesrepublik Deutschland [...] Auslandern aus be-
stimmten Staaten oder in sonstiger Weise bestimm-
ten Auslandergruppen eine Aufenthaltserlaubnis” zu

18 Auch in beschleunigten Verfahren wird der Schutzanspruch grundsatzlich individuell gepruft.
19 Innerhalb der EU gibt es eine dritte rechtliche Form: Bei der sog. Relocation werden Asylbewerber oder anerkannte Flichtlinge

zwischen EU-Staaten umverteilt.

20 Diese Richtlinie zum vortibergehenden Schutz von Flichtlingen (sog. Massenzustromsrichtlinie), die bislang noch nicht zur An-
wendung gekommen ist, wurde im deutschen Recht mit § 24 AufenthG (,Aufenthaltsgewdhrung zum voribergehenden Schutz
im Falle einer EU-weit koordinierten Aufnahmeaktion”) umgesetzt.

21 Mit § 22 AufenthG ist es zudem moglich, aus volkerrechtlichen oder dringenden humanitéren Grinden oder zur Wahrung politi-
scher Interessen der Bundesrepublik Deutschland Einzelpersonen aufzunehmen. Die Aufnahme ist bisher quantitativ gering, zeigt

aber eine steigende Tendenz.
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erteilen. Um eine landeribergreifende Einheitlichkeit
sicherzustellen, muss das Bundesministerium des In-
nern (BMI) dem zustimmen. Angewendet wurde die-
se Regelung bisher bei sog. Bleiberechtsregelungen
fir Auslander ohne gesicherten Aufenthaltsstatus, die
schon seit Langerem in Deutschland leben.

Mit § 23 Abs. 2 AufenthG kann das BMI ,,zur Wah-
rung besonders gelagerter politischer Interessen der
Bundesrepublik Deutschland” nach Ricksprache mit den
Bundeslandern anordnen, dass bestimmten Auslandern
die Aufnahme zugesagt wird. Den betreffenden Aus-
landern kann dann entweder eine Aufenthaltserlaubnis
oder eine Niederlassungserlaubnis erteilt werden. Die-
se Rechtsgrundlage wurde in der Vergangenheit sowohl
bei der Aufnahme judischer Kontingentflichtlinge aus
der ehemaligen Sowjetunion als auch beim Resettle-
ment angewendet (s. Tab. 4 im Anhang).

Mit der Einfihrung von § 23 Abs. 4 AufenthG wurde
im Juli 2015 eine eigene Rechtsgrundlage etabliert, um
im Fall von Resettlement Fliichtlinge dauerhaft aufzu-
nehmen. Danach kann das BMI im Rahmen der Neu-
ansiedlung von Schutzsuchenden nach Ricksprache
mit den Bundeslandern anordnen, dass ausgewdhlten
Schutzsuchenden die Aufnahme zugesagt wird.

Die konkrete Ausgestaltung von Aufnahmepro-
grammen ist auch im nationalen Recht wenig vor-
strukturiert (Hailbronner 2014: 193-198; Stiegler
2008: 290-292; Parusel 2010: 26-28). Politische Ent-
scheidungstrager konnen durch Weisungen oder Erlas-
se regeln, welche Personengruppen sie in welchem
Umfang aufnehmen. Auch bei der Ausgestaltung der
Aufnahmebedingungen gibt es groRen Steuerungs-
spielraum, etwa im Hinblick auf die Aufenthaltsdauer,
den Zugang zu Integrationsmallnahmen oder das Ver-
langen einer Erklarung, mit der sich zumeist Ange-
horige der aufgenommenen Flichtlinge verpflichten,
die Kosten fir deren Versorgqung zu Gbernehmen. Aus
der Sicht der Aufnahmestaaten haben solche Program-
me den Vorteil, dass die Aufnahme besser planbar ist,
etwa im Hinblick auf die Unterbringung, da besser ein-
geschatzt werden kann, wie viele Personen zu wel-
chem Zeitpunkt einreisen werden.

Auch fir die Flichtlinge hat die organisierte Auf-
nahme gegeniber einem Verbleib in der Krisenregion
und dem Asylverfahren eine Reihe von Vorteilen. So

konnen jene, die davon unmittelbar profitieren, sicher
und legal ins Aufnahmeland einreisen und dort im Ver-
gleich zur Krisenregion hohe Versorgungsstandards in
Anspruch nehmen. Zudem missen sie etwaige vor-
handene Ressourcen nicht an Schlepper zahlen, son-
dern konnen sie im Zielland fir ihren Lebensunterhalt
und den Aufbau einer neuen Existenz nutzen.

Die direkte Aufnahme von Kontingenten aus dem
Ausland kann sich auch fur die in der Region verbleiben-
den Fliichtlinge positiv auswirken, etwa in der Weise,
dass den Erstaufnahmestaaten dadurch mehr Ressour-
cen pro verbliebenem Fluchtling zur Verfigung stehen.
Zudem steigt dadurch die Wahrscheinlichkeit, dass
Nachbarstaaten die Grenzen offen halten, so dass wei-
tere Flichtlinge aus dem Krisenstaat fliehen kénnen.
SchlieBlich kénnen aufgenommene Fliichtlinge in der
Krisenregion verbliebene Familienangehdérige mit Riick-
Uberweisungen unterstitzen, da sie unmittelbar arbei-
ten konnen (Trosien 2011; UNHCR 2011; Kleist 2014).

Allerdings tbersteigt der Bedarf an Schutz das be-
reitgestellte Angebot an Aufnahmeplatzen regelmaBig
um ein Vielfaches. Die Folge sind rigide Auswahlent-
scheidungen.?? Kriterien dafir lassen sich aus den
gesetzlichen Vorgaben im Aufenthaltsrecht nicht un-
mittelbar ableiten. Die Staaten greifen hier auf unter-
schiedliche Merkmale zuriick. So hat das UNHCR Kriteri-
en definiert, die dem ,besonderen Schutzbedarf” bzw.
der Vulnerabilitat von Flichtlingen Rechnung tragen.
Darunter fallen etwa Folteropfer und Traumatisierte,
kranke Personen, die im Erstzufluchtsstaat nicht ange-
messen versorgt werden konnen, alleinstehende oder
alleinerziehende Frauen, minderjdhrige oder altere
Flichtlinge (UNHCR 2008: 3; UNHCR 2011: 173-241).
Viele Aufnahmeldnder - darunter auch Deutschland -
erganzen dies durch das Kriterium der ,Integrations-
fahigkeit’ der Fluchtlinge, die sie etwa an familiaren
Bindungen im Zielland, Schul- und Berufsausbildung,
vorhandener Berufserfahrung, Sprachkenntnissen,
Religionszugehorigkeit oder geringem Alter messen
(UNHCR 2014b; Bokshi 2013). Diese Kriterien konnen
einander durchaus widersprechen; sie spiegeln die
potenziell unterschiedlichen Interessen von UNHCR
(Schutz der am stérksten Bediirftigen) und Aufnahme-
staaten (moglichst geringe Aufnahmekosten) wider.

22 Flichtlingsorganisationen und Vertreter von Oppositionsparteien fordern immer wieder, Flichtlingen humanitdre Visa zu er-
teilen, damit sie nach der Einreise einen Asylantrag stellen konnen (Fargues 2014: 4; Hein/de Donato 2012; BT-Drs. 18/4838;
BT-Plenarprotokoll 18/103). Dabei wird Gbersehen, dass gerade bei Krisen, die zu hohen Flichtlingszahlen fihren, auch dieses
Instrument mit einem Auswahlverfahren kombiniert werden misste. So betrachtet ware das Erteilen humanitérer Visa kein al-
ternativer Aufnahmeweg, sondern ebenfalls ein organisiertes Aufnahmeprogramm. Mit der von einigen geforderten Gewahrung
einer visumfreien Einreise (BT-Drs. 18/4838) wirde hingegen jeglicher Steuerungs- oder Kontrollanspruch aufgegeben.
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Info-Box 2 Zuzug iber Kandle nicht humanitarer Migration

In akuten Krisen kommen Flachtlinge auch iber die allgemeinen Migrationskanale, also als Besucher/
Touristen, Studierende oder Arbeitsmigranten oder iber den Familiennachzug. Auch hier spielen bereits
vorhandene soziale Netzwerke eine wichtige Rolle. Das Phanomen ist aber quantitativ begrenzt, da
nur wenige Flichtlinge die Voraussetzungen erfillen, um im reguldren Verfahren ein Visum erteilt zu
bekommen (s. Kap. 2.2).

Im Fall der Syrienkrise wurden von 2011 bis zum 31. Juli 2013, also bis zur Einrichtung der Aufnah-
meprogramme, rund 22.000 Visa an syrische Staatsbirger vergeben, ganz iberwiegend von Auslands-
vertretungen in der Krisenregion. Dabei handelte es sich groBtenteils um kurzzeitige Schengen-Visa, nur
ein kleinerer Teil waren langfristige, an einen bestimmten Zweck gebundene nationale Visa (eigene
Berechnung auf der Grundlage von BT-Drs. 17/14803; 17/8823; 17/12331). Dass auch iber andere
Migrationskandle Syrer nach Deutschland gekommen sind, spiegelt sich in der Erteilung von Aufenthalts-
erlaubnissen zum Zweck der Erwerbstatigkeit (2011-2014: 548), der Bildung/Ausbildung (2.743) oder der
Familienzusammenfihrung wider (5.147, eigene Berechnung auf der Basis von BAMF 2015a: 29; BAMF
2015e: 78; BAMF 2014: 30; BAMF 2013: 35).

Im Bereich der Arbeitsmigration ist die im September 2013 eingefiihrte Mdglichkeit fir Akademiker,
nach § 18c AufenthG ein Visum fir bis zu sechs Monate zur Arbeitsplatzsuche zu erhalten, eine ver-
gleichsweise niedrigschwellige Zuzugsmaglichkeit, da hier das Visum auch ohne bereits vorliegenden
Arbeitsvertrag erteilt werden kann. Ein groBer Teil der insgesamt 1.116 Visa, die 2014 erteilt wurden
(2013: 475), wurde nach § 18c AufenthG von den Auslandsvertretungen in Beirut (2014: 268; 2013: 43)
und Kairo (2014: 160; 2013: 49) vergeben. Daraus lasst sich schlieBen, dass dieser Zuwanderungskanal
bereits aktiv von Personen genutzt wird, deren primares Wanderungsmotiv Flucht ist (Auswartiges Amt
20153; 2014). In den anderen Auslandsvertretungen der Anrainerstaaten Syriens, in denen sich viele
Flichtlinge aufhalten, waren die Zahlen hingegen sehr niedrig: In Amman waren es 2014 6 Personen
(2013: 16), in der Turkei 8 (2013: 4) und in Erbil gar keine (2013: 0).

3. Die Aufnahme syrischer Fliichtlinge in
Deutschland

Ende April 2011 verstandigten sich die Bundeslander
angesichts der zunehmenden Verfolgung und Gewalt
in Syrien informell darauf, Flichtlinge nicht dorthin
abzuschieben; ein formaler Abschiebestopp wurde im
Mérz 2012 von der Innenministerkonferenz beschlos-
sen. Im Februar 2012 war der Familiennachzug etwas
erleichtert worden, indem bei nachziehenden Ange-
horigen von der Passpflicht abgesehen wurde, wenn
sie ihre Identitat in anderer Weise glaubhaft machen
konnten. Weiter erleichtert wurde die Einreise fir Sy-
rer Mitte Oktober 2012, als das Auswartige Amt die
Botschaften in Beirut, Amman, Kairo und Ankara so-
wie die Generalkonsulate Istanbul und Izmir?3 anwies,
Flichtlingen aus Syrien mit Ehegatten in Deutsch-
land ein Visum zum voribergehenden Aufenthalt in
Deutschland zum Zweck des Spracherwerbs gemaR
§ 16 Abs. 5 AufenthG zu erteilen.?

Am 22. Marz 2013 erteilte das BMI sein Einver-
nehmen mit den Landererlassen zur Verlangerung von

Aufenthaltstiteln fir in Deutschland lebende syrische
Studierende und deren Ehegatten und minderjahrige
Kinder. Wenn syrische Studierende mit einem Aufent-
haltstitel gemaR § 16 Abs. 1 AufenthG (zum Zweck des
Studiums) die Voraussetzungen fir eine Verlangerung
nicht mehr erfillen, weil die finanzielle Unterstiitzung
durch den syrischen Staat oder ihre Familien ausbleibt
und sie dadurch ihren Lebensunterhalt nicht mehr
selbst finanzieren konnen, kann ihnen nun eine huma-
nitare Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Abs. 1 AufenthG
erteilt werden.

Nach einem Aufruf des UNHCR von Januar 2013
nahm die Bundesrepublik 2014 im Rahmen des
Resettlement-Programms 200 nichtsyrische Flicht-
linge aus Syrien auf (BAMF 2015a: 88). Eine kleinere
Zahl syrischer Fliichtlinge wurde auf der Basis von § 22
AufenthG aufgenommen (BT-Drs. 17/12331). Auch
im requldren Visumverfahren kamen schon vor Ein-
richtung der Aufnahmeprogramme mehrere Tausend
Syrer nach Deutschland (Info-Box 2). Der wichtigste
Zugangsweg ist das Asylverfahren (Info-Box 3).

23 Die deutsche Botschaft in Damaskus ist seit Dezember 2011 fir den Besucherverkehr geschlossen; Visa missen daher in den

Nachbarstaaten beantragt werden.

24 Dies ging darauf zuriick, dass die einfachen Sprachkenntnisse, die sonst bei der Einreise zum Ehegattennachzug gefordert wer-
den, angesichts des Birgerkriegs nicht mehr verlangt werden konnten (vgl. dazu BVerwg, Urteil vom 30.03.2010, Az.: 1 C 8.09).
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Info-Box 3 Syrische Staatsangehdrige im Asylverfahren

ZahlenmaRig kommen die meisten Syrer Gber das Asylverfahren nach Deutschland. Von 2011 bis August
2015 haben mehr als 110.000 Syrer in Deutschland einen Asylerstantrag gestellt. Im Laufe des Konflikts
ist die Zahl der Antrdge deutlich gestiegen (2011: ca. 2.600; 2012: ca. 6.200; 2013: ca. 11.900; 2014: ca.
39.000; 2015 bis einschl. August: ca. 53.000). Die tatsachliche Zahl syrischer Asylsuchender liegt noch
hoher, da die Registrierung der Asylantrage aufgrund des hohen Zuzugs erst mit einiger Verzégerung
erfolgt ist. Die Schutzquoten sind hier sehr hoch, wobei sich die Anerkennungspraxis im Laufe der Zeit
gewandelt hat. Die Gesamtschutzquote (GSQ), die sich aus der Summe aller erteilten Schutzberechtigun-
gen (§ 25 Abs. 1-3 AufenthG) im Verhaltnis zur Gesamtzahl der Antrage auf internationalen Schutz ergibt,
betrug 2011 fir Syrer in Deutschland noch 41,1 Prozent; seit 2012 werden nahezu alle Syrer anerkannt
(GSQ 2012: 95,7 %; 2013: 94,3 %; 2014: 89,4 %) (BAMF 2014; 2015a; 2015e). Die bereinigte GSQ - bei
der Dublin-Falle und sonstige formale Verfahrenserledigungen herausgerechnet werden - betragt knapp
99 Prozent. Im Verlauf des Konflikts hat das Bundesamt fiir Migration und Flichtlinge (BAMF) seine
Entscheidungspraxis geandert: Ab Februar 2012 ging es auch bei Personen, denen nicht wegen eigener
politischer Aktivitaten Verfolgung droht, ,grundsatzlich von einer ernsthaften individuellen Bedrohung
infolge willkurlicher Gewalt im Rahmen eines bewaffneten Konflikts” aus und erkannte regelmalig
zumindest subsididren Schutz zu. Seit August 2014 wird in der Regel Flichtlingsschutz nach der Genfer
Flichtlingskonvention (§ 25 Abs. 2 S. 1) zuerkannt (BAMF 2015a: 82). Seit Mitte November 2014 nutzt das
BAMF bundesweit die Mdglichkeit, bei Antragstellern aus Syrien ohne miindliche Anhérung den Flicht-
lingsstatus zuzuerkennen (BAMF 2015c¢). Dies hat die Asylverfahren von Syrern spirbar beschleunigt.
Zudem werden syrische Staatsbiirger seit August 2015 nicht mehr im Rahmen des Dublin-Verfahrens in
andere Staaten iberstellt (BAMF-Referat 411, Az.: 411 - 93605 /Syrien/2015).

Fast alle syrischen Asylantragsteller erhalten Flichtlingsschutz gemal3 GFK; dadurch haben sie gemal
§ 29 Abs. 2 AufenthG das Recht auf erleichterten Familiennachzug innerhalb von drei Monaten nach der
Anerkennung. Deshalb ist damit zu rechnen, dass ab 2015 eine grof3e Zahl von Familienangehérigen

zuzieht. Das BAMF geht von rund 200.000 Personen aus (Reuter 2015).

3.1 Erstes Bundesprogramm

In den ersten Monaten nach Ausbruch des Konflikts
erklarte die Bundesregierung zunachst die humani-
tare Unterstitzung der Flichtlinge in den Nachbar-
staaten Syriens zur Prioritat (BMI 2012). Deutschland
leistete umfangreiche finanzielle Hilfe und entsandte
u. a. Mitarbeiter des Technischen Hilfswerks, um beim
Aufbau von Flichtlingslagern in der Region zu helfen
(BT-Drs. 17/12331; 17/12311). Angesichts steigen-
der Flichtlingszahlen und der sich verschlechternden
Versorgungslage in Syriens Anrainerstaaten pladierten
dann im Laufe des Jahres 2012 Bundestagsabgeordne-
te, Kirchen, zivilgesellschaftliche Organisationen, das
UNHCR und die syrische Community?® dafur, syrische
Flichtlinge in Deutschland aufzunehmen (Jungholt
2012; Wohrle 2012; Pro Asyl 2012). Am 20. Marz 2013
kindigte das BMI dann die Aufnahme von 5.000 be-

sonders schutzbedirftigen syrischen Flichtlingen an.
Da eine gemeinsame Aufnahmeaktion der Europai-
schen Union trotz entsprechender Bemihungen nicht
zustande kam, entschied sich die Bundesregierung
Lim Vorgriff auf eine erwartete gesamteuropaische
Hilfsmallnahme” (BMI 2013) fir einen nationalen Al-
leingang.2® Zur Vorbereitung der Aufnahme reiste eine
Delegation mit Vertretern des BMI, des Auswartigen
Amts, des UNHCR, des BAMF und der Bundeslander
in den Libanon und nach Jordanien. Die jordanische
Regierung wollte eine Aufnahme aus ihrem Land nicht
ermoglichen, da sie einen Pull-Effekt befurchtete, doch
die libanesische Regierung war bereit zu kooperieren.
Eine zwischen dem BMI und den Bundeslandern abge-
stimmte Aufnahmeanordnung wurde am 30. Mai 2013
erlassen. Rechtsgrundlage fir die Aufnahme ist § 23
Abs. 2 und 3i. V. m. § 24 AufenthG. Die aufgenomme-
nen Flichtlinge erhielten eine Aufenthaltserlaubnis fur

25 In absoluten Zahlen war die syrische Community in der Bundesrepublik bei Ausbruch des Burgerkriegs nicht sehr groR. Ende
2010 waren im Auslanderzentralregister 30.133 Syrer registriert. Im Mai 2011 umfasste die syrische Community inklusive der
Deutschen mit syrischem Migrationshintergrund laut Zensus rund 72.000 Personen (Statistisches Bundesamt 2015a; 2015b).
Europaweit war dies allerdings die mit Abstand gréBte syrische Diaspora-Gemeinschaft (Eurostat-Datenbank: Population on 1
January by five year age group, sex and citizenship [migr_pop1ctz], 16.06.2015).

26 Auch nach Einrichtung des ersten Bundesprogramms bemihte sich die Bundesregierung gemeinsam mit dem UNHCR immer

wieder um eine europaweit koordinierte Aufnahmeaktion.



zwei Jahre, die fir die Dauer des Konflikts verlangert
werden kann, sie konnten sofort arbeiten und erhiel-
ten umfangreiche soziale Rechte. Den Flichtlingsstatus
gemdl der Genfer Fluchtlingskonvention (§ 3 Abs. 1
AsylVfG), der ihnen noch weiter gehende Rechte ein-
gerdumt hatte, erhielten sie jedoch nicht (s. Kap. 3.4).

Aufnahmekriterien

In der Aufnahmeanordnung wurden Kriterien fir die
Aufnahme festgeschrieben: Aufgenommen werden
konnten syrische Staatsbirger und deren Angehdrige,
die sich im Libanon, in Jordanien oder in Syrien auf-
hielten und mindestens eines der folgenden Kriterien
erfillten: 1) besonderer Schutzbedarf (humanitare
Kriterien), 2) Beziige zu Deutschland, 3) die Féhigkeit,
nach Ende des Konflikts einen besonderen Beitrag zum
Wiederaufbau des Landes zu leisten (Tab. 1 gibt einen
detaillierteren Uberblick fur alle Programme). Eine
Gewichtung oder Rangfolge dieser Auswahlkriterien
wurde nicht festgelegt.

Im Hinblick auf das Kriterium ,Beziige zu Deutsch-
land” sollten vorrangig Personen aufgenommen wer-
den, fir die eine in Deutschland lebende Person sich
gemaR § 68 AufenthG verpflichtete oder sich zumin-
dest bereit erklarte, einen nicht weiter spezifizierten
Beitrag zu Unterbringung und Sicherung des Lebens-
unterhalts zu leisten. Es sollten nur komplette (Kern-)
Familien aufgenommen werden. Fir Schwerstkranke
wurde eine Hochstgrenze (bis zu 3 %) festgelegt.

Entwicklung des Aufnahmeverfahrens

Gegeniiber dem bereits etablierten Resettlement-
Verfahren, das auf einen dauerhaften Aufenthalt
abzielt und bei dem die Staaten aufwandige und
dadurch langwierige Auswahlverfahren durchfihren,
wurde bei den Syrienprogrammen ein vereinfachtes
und beschleunigtes Auswahlverfahren angewendet:
Das BAMF entschied ausschlieBlich anhand von Akten
und verzichtete auf ein personliches Interview. Die
Vorauswahl der Kandidaten erfolgte zum einen durch
das UNHCR und die Caritas im Libanon. Auf diesem
Weg konnten Flichtlinge ins Programm aufgenommen

Sachverstandigenrat deutscher Stiftungen
fur Integration und Migration

FORSCHUNGSBEREICH

werden, die sich bis zum 31. Marz 2013 bei den ge-
nannten Organisationen registriert hatten; die Stich-
tagsregelung sollte vermeiden, dass das Programm
Flichtlinge aus anderen Staaten in den Libanon zieht.
Zum anderen schlugen auch die deutschen Auslands-
vertretungen in der Krisenregion Fliichtlinge fur das
Programm vor. Dabei handelte es sich in der Regel um
Personen, die dort zuvor bereits ein regulares Visum
beantragt, die Voraussetzungen fir dessen Erteilung
jedoch nicht erfillt hatten.?” Im ersten Bundespro-
gramm wurden dem BAMF rund 3.000 Fliichtlinge von
UNHCR und Caritas und rund 2.000 von Auslandsvertre-
tungen vorgeschlagen. Das BAMF priifte anschlieend,
ob die Voraussetzungen der Aufnahmeanordnung er-
fullt waren. Wenn dies der Fall war, sagte es die Auf-
nahme zu; auf dieser Basis kontaktierten das UNHCR,
die Caritas oder die deutschen Auslandsvertretungen
die betreffenden Fluchtlinge.

Zwei Wege nach Deutschland

Nach Erteilung der Aufnahmezusage war das Verfahren
zweigeteilt: Flichtlinge, die von den Auslandsvertre-
tungen ausgewadhlt worden waren, konnten innerhalb
von drei Monaten nach der Zusage selbstandig nach
Deutschland einreisen. Zuvor mussten sie ein Visum-
verfahren einschliel3lich einer Sicherheitstiberpriifung
durchlaufen;2® von der Passpflicht konnte dabei ab-
gesehen werden. Nach der Einreise wurden sie von
Angehdrigen aufgenommen oder in Aufnahmeeinrich-
tungen untergebracht.

Die vom UNHCR oder von der Caritas ausgewahl-
ten Flichtlinge reisten dagegen in einem organisier-
ten Verfahren mit einem Charterflug ein. An diesem
Verfahren waren viele Akteure beteiligt, entsprechend
gab es viele kommunikative Schnittstellen.?® Bei der
operativen Umsetzung der Aufnahme griff die Bun-
desregierung auf die Internationale Organisation fir
Migration (IOM) als Partner zuriick. Diese fiihrte eine
medizinische Voruntersuchung durch, organisier-
te Kurse zur kulturellen Erstorientierung, stellte die
Fluglisten zusammen und Gbermittelte sie an die li-
banesischen Sicherheitsbehorden, damit diese eine

27 Urspriinglich war geplant, dass die Auslandsvertretungen nur in Einzelfallen Personen auswahlen sollten. Zu dem Zeitpunkt, als
die Aufnahmeanordnung erlassen wurde, erfasste das UNHCR aber bei der Registrierung der Flichtlinge das Kriterium der sozi-
alen Beziige zu Deutschland noch nicht. Um dieses beriicksichtigen zu kénnen, wurde im Berliner UNHCR-BUro eine Stelle einge-
richtet, wo in Deutschland lebende Angehdrige syrischer Fliichtlinge ein entsprechendes Interesse registrieren lassen konnten.
Auf der Basis dieser Interessenbekundungen sollten die jeweiligen Flichtlinge im Libanon identifiziert werden. Dieser Prozess
verlief jedoch sehr schleppend: Die Nachfrage war zwar grof§ - insgesamt wurden rund 3.500 Interessenbekundungen fur mehr
als 10.000 Personen registriert -, doch erfallten nur 300 Falle bzw. 800-1.000 Personen die Kriterien.

28 Von dieser Gruppe erhielten rund zwei Drittel ihr Visum in Beirut (Libanon); das wbrige Drittel verteilte sich auf die Auslandsver-
tretungen in Amman, Ankara, Erbil, Izmir, Istanbul und Kairo (Auswdrtiges Amt 2015b).

29 Das BAMF entsandte im Herbst 2013 zwei Mitarbeiter in den Libanon, um die Abstimmung zwischen den verschiedenen betei-
ligten Institutionen und der Nirnberger Zentrale zu koordinieren und die Flichtlinge auf die Bundeslander zu verteilen.
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Tab. 1 Ubersicht Gber alle Bundes- und Landerprogramme

1. Bundesprogramm

(HAP-1)
Aufnahme- 30.05.2013
anordnung
Kontingent 5.000 Personen
Personen- Syrer und ihre Familienange-
kreis hérigen
Aufent- Syrien, Libanon, Jordanien, Irak,
haltsort der  Tirkei
Antragsbe-
rechtigten
Auswahl- a) humanitdre Kriterien (bis zum
kriterien 31.03.2013 bei UNHCR/Caritas
Libanon registriert): besonders
schutzbedurftige Kinder mit
ihren Eltern bzw. Personensor-
geberechtigten (unter Wahrung
der Einheit der Familie); medizi-
nischer Bedarf (Schwerstkranke
max. 3 %); Frauen in prekaren
Lebenssituationen; Angehérige
religioser Minderheiten (sofern
eine spezifische religionsbezo-
gene Verfolgung vorliegt)
b) Beziige zu Deutschland: familia-
re Bindungen; Voraufenthalte;
Sprachkenntnisse; sonstige
Bindungen, insbesondere
aufnahmebereite Institutionen
syrischer religioser Minder-
heiten
¢) Fahigkeit, nach Konfliktende
einen besonderen Beitrag zum
Wiederaufbau des Landes zu
leisten (Erhalt und Ausbau vor-
handener Qualifikationen)
vorschla- UNHCR, Caritas Libanon
gende (zus. 3.000); deutsche Auslands-
Organisation  vertretungen (,Botschaftsfalle”,
2.000)
formale BAMF
Auswahlent-
scheidung

2. Bundesprogramm
(HAP-2)

3. Bundesprogramm | Landerprogramme
(HAP-3)
August bis November
2013

23.12.2013 18.07.2014

5.000 Personen 10.000 Personen keine Obergrenze
mit Ausnahme von
Baden-Wirttemberg
(1.000) und Saarland

(62)

syrische Verwandte
ersten und zweiten
Grades mit Angeho-
rigen in Deutschland,
fur die eine Verpflich-
tungserklarung
abgegeben wurde;
in Einzelfallen auch
Staatenlose, die min-
destens drei Jahre in
Syrien gelebt haben

Syrer und ihre Familienangehorigen; im Einzel-
fall Staatenlose, die mindestens drei Jahre in
Syrien gelebt haben

Syrien, Libanon,
Jordanien, Irak,
Turkei, Agypten

Syrien, Libanon,
Jordanien, Irak,
Turkei, Agypten

Syrien, Libanon,
Jordanien, Irak,
Turkei, Agypten,
Libyen
vorrangig Personen mit Verwandten in keine
Deutschland, fur die eine Verpflichtungserkla-

rung abgegeben oder ein Unterstitzungsbei-

trag zugesagt wurde; daneben die gleichen

Kriterien wie in HAP-1, wobei die Reihenfolge

gedndert wurde: a) Bezlige zu Deutschland;

b) humanitare Kriterien, c) Beitrag zum

Wiederaufbau

UNHCR (1.000); Bun-
deslander (3.500);
Auswartiges Amt/
BMI (zus. 500)

UNHCR (2.000); Bun-
deslander (7.000);
Auswartiges Amt
(500); BMI (500)

durch Antrag von
Angehdrigen in
Deutschland bei Aus-
landerbehérden

zustandige Auslan-
derbehdrde

Quelle: Aufnahmeanordnungen und Begleitschreiben des BMI; eigene Zusammenstellung



Ausreisegenehmigung erteilten.3® Nach ihrer Ankunft
in Deutschland absolvierten die Flichtlinge in den nie-
dersachsischen Erstaufnahmeeinrichtungen Friedland
und Bramsche weitere Orientierungskurse und konn-
ten sich in Gesprachen individuell informieren und
beraten lassen. AnschlieBend reisten sie weiter in ihre
Zielkommunen.

3.2 Landerprogramme

Die Landerprogramme wurden erganzend zum ersten
Bundesprogramm eingerichtet. Das erste Bundeskon-
tingent von 5.000 Platzen hatte bei den Angehdérigen
syrischer Flichtlinge in Deutschland grofRe Hoffnungen
geweckt; aufgrund der begrenzten Zahl und der relativ
engen Aufnahmekriterien konnten jedoch nur weni-
ge Syrer dariber ihre Angehérigen nach Deutschland
holen. Vor diesem Hintergrund richteten zwischen Au-
gust und November 2013 alle Bundeslander eigene
Aufnahmeprogramme ein mit Ausnahme Bayerns, das
syrische Flichtlinge lediglich auf Einzelfallbasis auf-
nimmt. Die Programme waren in der Regel auf sechs
Monate befristet; in der Folge wurden sie mehrfach
verlangert und dabei die Aufnahmekriterien ange-
passt. Die Einrichtung der Landerprogramme erfolgte
im Einvernehmen mit dem BMI auf der Grundlage von
§ 23 Abs. 1 AufenthG. Die aufgenommenen Flichtlin-
ge erhielten eine Aufenthaltserlaubnis von bis zu zwei
Jahren und konnten wie in den Bundesprogrammen
sofort arbeiten.

Unterschiede zum Bundesprogramm

Im Gegensatz zum Bundesprogramm kdnnen iber die
Landerprogramme Syrer nur dann aufgenommen wer-
den, wenn sie Verwandte in Deutschland haben, die
mindestens seit dem 1. Januar 2013 hier leben und
einen deutschen Pass oder eine regulare Aufenthalts-
erlaubnis besitzen.3' Der verwandtschaftliche Bezug
ist dabei enger gefasst als im Bundesprogramm, er
beschrankt sich auf Verwandte ersten und zweiten
Grades (Ehegatten, Eltern, Kinder, GroBeltern, Enkel
oder Geschwister sowie deren Ehegatten und minder-
jahrige Kinder). Aufgenommen werden nur Personen,
die sich in Syrien, den Anrainerstaaten oder Agypten
befinden. Im Gegensatz zum Bundesprogramm haben
die Landerminister vereinbart, ausschlieBlich Flichtlin-
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ge aufzunehmen, bei denen sich eine in Deutschland
lebende Person gemal’ § 68 AufenthG verpflichtet, fiir
unbestimmte Zeit samtliche Kosten fir den Lebensun-
terhalt zu ibernehmen. Dies schrankt den Kreis der
Familien, die eine Aufnahme von Verwandten bean-
tragten, deutlich ein.32 Die Angehorigen in Deutschland
mussen bei der lokalen Auslanderbehdrde die Aufnah-
me der Personen beantragen, die sie nach Deutsch-
land holen wollen. Die Auslanderbehérden prifen die
Verwandtschaftsverhaltnisse und fihren eine Boni-
tatspriifung durch, die sicherstellen soll, dass die Ver-
pflichtungsgeber iber ein ausreichendes Einkommen
verfligen. Sind die Voraussetzungen erfillt, Gbermittelt
die Auslanderbehorde eine sog. Vorabzustimmung an
die zustandige Auslandsvertretung in der Krisenregion.
Diese kontaktiert die aufzunehmende(n) Person(en)
und fihrt das Visumverfahren durch. Anders als Flicht-
linge im Bundesprogramm und anerkannte Asylbewer-
ber haben Fliichtlinge, die tiber ein Landerprogramm
aufgenommen wurden, keinen Anspruch auf die Teil-
nahme an einem Integrationskurs. Sie konnen an ei-
nem solchen teilnehmen, wenn es freie Platze gibt und
sie die Kosten dafir selbst tragen (s. Kap. 3.4).

Unterschiede zwischen den Ldnderprogrammen

Die Programme sind aufgrund landespolitischer Erwa-
gungen unterschiedlich ausgestaltet. So haben zwei
Lander Obergrenzen festgelegt, die Mehrheit der
Programme ist jedoch nicht kontingentiert (Tab. 1).
Unterschiede gibt es auch beim Personenkreis: Eini-
ge Bundeslander - z. B. Berlin, Tharingen, Nordrhein-
Westfalen - ermdglichen im Einzelfall auch die Auf-
nahme von staatenlosen Kurden und Paldstinensern,
die mindestens drei Jahre in Syrien gelebt haben. Der
wichtigste Unterschied betrifft aber die Ausgestaltung
der Verpflichtungserklarungen. Zum einen variiert die
geforderte Hohe des Einkommens erheblich, obwohl
es bundeseinheitliche Vorgaben zu Pfandungsgrenzen
gibt (gemaR § 850 Zivilprozessordnung), die im Auf-
enthaltsrecht etwa beim normalen Familiennachzug
angewendet werden. In Berlin etwa muss eine allein-
stehende Person ein Nettoeinkommen von 2.150 Euro
nachweisen, wenn sie eine Person aufnehmen moch-
te, in Niedersachsen sind es dagegen nur 1.050 Euro.
Die meisten anderen Bundeslander legen hier die
normalen Pfandungsgrenzen des Aufenthaltsgesetzes
zugrunde (ca. 1.600 Euro).

30 Die erste Chartermaschine landete am 11.09.2013 mit 107 Flachtlingen an Bord in Hannover. Danach folgte etwa alle zwei
bis drei Wochen eine Maschine. Die ersten selbstandig einreisenden Flichtlinge kamen wenige Wochen nach Einrichtung des

Programms.

31 Einige Bundeslander haben spater abweichende Fristen eingefihrt und setzen nun einen einjshrigen Aufenthalt voraus.
32 Die Kosten fiir die medizinische Versorgung sollen nach einem Beschluss der Innenministerkonferenz (IMK) vom Juni 2014 von

den Landern getragen werden.

e
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Abb. 2 Landerprogramme: Erteilte Visa und Verhaltnis zur GréBe der syrischen Community in den Bundeslandern
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@ Verhaltnis zur Zahl der am Stichtag 09.05.2011 im Bundesland lebenden Personen

mit syrischem Migrationshintergrund

Anmerkung: Bayern verfigt nicht Gber ein Aufnahmeprogramm.

Lesehilfe am Beispiel Nordrhein-Westfalen (NW): Im Bundesland lebten am Stichtag 24.620 Personen mit einem syrischen Migrati-
onshintergrund. Uber die Landerprogramme haben 6.754 Angehérige bis zum 30.06.2015 ein Visum erhalten. Der Quotient aus den
beiden Werten betrdgt 0,27. Seit Ausbruch des Birgerkriegs hat also etwa jeder vierte Syrer in NRW einen Angehdrigen iber das

Landesprogramm nach Deutschland geholt.

Quelle: Auswartiges Amt 2015b/BT-Drs.18/5617; Statistisches Bundesamt 20153; eigene Berechnung und Darstellung; Stand:

30.06.2015

Neben dem geforderten Einkommen unterschei-
den sich die Landerprogramme auch darin, auf wie
viele Personen die Verpflichtungserklarung aufgeteilt
werden kann. Einige Bundeslander - Rheinland-Pfalz,
Schleswig-Holstein - ermaglichen, die Verantwortung
auf mehrere Schultern zu verteilen, was die Aufnahme
erheblich erleichtert. In anderen Landern, z. B. Berlin,
muss eine Person allein fir samtliche Kosten birgen.
Ein Ergebnis dieser unterschiedlichen Regelungen ist,
dass sich die Aufnahmechancen fir syrische Flicht-
linge nach dem Wohnort ihrer Angehérigen zum Teil
erheblich unterscheiden.

Aufnahmen Gber die Ldnderprogramme

Bei der Einrichtung der Programme in der zweiten
Jahreshélfte 2013 erwarteten die Bundeslander eine
Uberschaubare Zahl von zunachst maximal rund 6.500
Personen bundesweit (Auswartiges Amt 2013). Seither

sind insgesamt 16.312 Visa erteilt worden. Uber alle
Bundeslander hinweg betrachtet erfolgte die Aufnah-
me im Zeitverlauf relativ kontinuierlich; zwischen den
Bundeslandern variierte sie jedoch erheblich (Abb. 2).
Das hangt zum einen damit zusammen, dass die syri-
schen Communitys in den Bundeslandern sich in der
GroBe stark unterscheiden. Die mit Abstand meisten
Visa wurden an Personen mit Angehdrigen in Nord-
rhein-Westfalen und Niedersachsen vergeben, in de-
nen auch die groBten syrischen Communitys leben.
Zum anderen ist davon auszugehen, dass auch die
konkrete Ausgestaltung der Aufnahmeprogramme, ins-
besondere hinsichtlich der Verpflichtungserklarungen,
die Zahl der Aufnahmen im Verhdltnis zur GroRe der
syrischen Community im jeweiligen Bundesland beein-
flusst. So zeigt sich, dass in Bundeslandern mit geringe-
ren Anforderungen an das nachgewiesene Einkommen
iberdurchschnittlich viele Visa erteilt werden.
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Abb. 3 Ablauf des Aufnahmeverfahrens am Beispiel des dritten Bundesprogramms
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“Sowohl die Verteilung der Kontingente fiir die Vorauswahl als auch die spatere Verteilung der aufgenommenen Flichtlinge auf die Bundeslander
erfolgt auf der Basis des Konigsteiner Schlissels. Bei den in der Grafik dargestellten Zahlen fir die Verteilung auf die Bundeslander handelt es sich
um eine Modellrechnung auf der Basis des Konigsteiner Schlussels fur 2014. In der Praxis konnen die Zahlen davon geringfiigig abweichen, da auch
Personen bericksichtigt werden, die bereits in den friheren Kontingenten aufgenommen wurden, sowie Personen, die gemal § 22 AufenthG wegen
des Burgerkriegs in Syrien aufgenommen wurden.

Quelle: SVR-Forschungsbereich/Deniz Keskin
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3.3 Um- und Ausbau des
Bundesprogramms

Zweites Bundesprogramm

Die zweite Aufnahmeanordnung des Bundes vom
23. Dezember 2013 sah erneut 5.000 Platze vor. Der
Personenkreis wurde gegeniber dem ersten Bundes-
programm erweitert: Zum einen bezog das Programm
nun auch Personen ein, die sich in Agypten aufhielten.
Zum anderen konnten nun neben syrischen Staats-
birgern im Einzelfall auch staatenlose Paldstinenser
und Kurden aufgenommen werden, die mindestens
drei Jahre in Syrien gelebt hatten. Die weitere Aus-
gestaltung des zweiten und spdter dann des dritten
Bundesprogramms reagierte auf die in der Zwischen-
zeit eingerichteten Landerprogramme (s. Kap. 3.2).
In den Landerprogrammen stellten zwar zahlreiche
Syrer in Deutschland Antrage fir Familienangehérige,
konnten jedoch zum Teil die Kriterien nicht erfdllen.
Vor allem die geforderte Verpflichtungserklarung bil-
dete eine groRe Hirde, aber auch die eng definierten
Verwandtschaftsbeziige. Zudem konnte das UNHCR
mit seinen begrenzten Ressourcen die Falle aus der
Sicht von Bund und Landern nicht schnell genug be-
arbeiten, vor allem weil das Kriterium der Beziige zu
Deutschland beriicksichtigt werden sollte. Daher wur-
de das Auswahlverfahren in den spateren Bundespro-
grammen umgestellt: Der groBte Teil der Flichtlinge
(3.500) wurde nun von den Bundesléandern selbst
ausgewahlt, wobei nach dem Konigsteiner Schlissel
jedem Land ein bestimmtes Kontingent zugeteilt wur-
de. 1.000 Flichtlinge konnte das UNHCR auswahlen,
die verbleibenden 500 wurden vom Auswartigen Amt
und vom BMI vorgeschlagen. Bei der Auswahl soll-
te vorrangig bericksichtigt werden, dass verwandt-
schaftliche Beziehungen zu in Deutschland lebenden
Personen bestehen. Insbesondere sollten Flichtlinge
aufgenommen werden, fir die jemand eine Verpflich-
tungserklarung abgab oder sich bereit erklarte, zu ihrer
Unterbringung und ihrem Lebensunterhalt beizutragen.
Zusatzlich galten die Kriterien des ersten Bundespro-
gramms (s. Tab. 1). Ahnlich wie in den Landerprogram-
men konnten Angehérige syrischer Fliichtlinge bei den
Auslanderbehdrden die Aufnahme von Familienange-
horigen beantragen; dabei wurde jedoch ein weiterer
Verwandtschaftsbegriff zugrunde gelegt. Die Auswahl-

verfahren wurden in den Bundeslandern unterschied-
lich organisiert33; die abschlieBende Entscheidung tiber
die Antrage traf jeweils das BAMF. Das UNHCR schlug
fir sein Kontingent Uberwiegend Personen auf der
Basis humanitarer Kriterien vor, darunter waren aber
auch Personen mit Bezligen zu Deutschland.

Drittes Bundesprogramm

Auf ihrer Konferenz im Juli 2014 einigten sich die In-
nenminister von Bund und Landern darauf, ein drittes
Kontingent von 10.000 weiteren Platzen einzurichten.
Die Aufnahmekriterien und das Auswahlverfahren blie-
ben gegeniiber dem zweiten Bundesprogramm unver-
andert abgesehen davon, dass Libyen als weiteres Auf-
enthaltsland hinzugenommen wurde. Die Bundeslander
konnten nun 7.000 Flichtlinge vorschlagen, das UNHCR
2.000, Auswartiges Amt und BMI jeweils 500 (Abb. 3).

3.4 Gesamtbilanz der Aufnahme in
Deutschland

In diesem Abschnitt wird eine vorldufige Bilanz der
Aufnahmeprogramme gezogen. Sie bezieht sich auf
die Zahl und die Eigenschaften der aufgenommenen
Flichtlinge sowie auf rechtliche und administrative
Aspekte der Programme. Erganzend wird auf die in
Kap. 2 angesprochenen weiteren flichtlingspolitischen
Instrumente und Zugangswege eingegangen, die in
der Syrienkrise zum Einsatz gekommen sind.

Quantitative Bilanz: Deutschland hat in substanziel-
lem Umfang syrische Fliichtlinge aufgenommen
Insgesamt wurden in den temporaren Aufnahmepro-
grammen von Bund und Landern von Mitte 2013 bis
zum 30. Juni 2015 rund 35.000 Visa erteilt (Abb. 4);
der iberwiegende Teil der Flichtlinge war bis Mitte
2015 eingereist.3* Mit diesen Programmen hat die
Bundesrepublik einer substanziellen Zahl von Flicht-
lingen eine sichere Einreise ermoglicht und zugleich
zur Entlastung der Erstaufnahmestaaten beigetragen.
Die Zahl der syrischen Staatsangehdrigen, die jen-
seits dieser Programme in Deutschland Schutz gesucht
haben, ist mehr als doppelt so hoch: Von 2011 bis Au-
gust 2015 wurden mehr als 110.000 Asylerstantrage
registriert.3> Eine kleinere Zahl syrischer Staatsange-

33 Auch die Handhabung der Auswahlkriterien war nicht einheitlich. So variierte etwa der Anteil der dem BAMF vorgeschlagenen
Personen, fir die eine Verpflichtungserklarung abgegeben worden war, zwischen den Bundeslandern erheblich (BT-Drs. 18/5617).
34 Darunter fallt auch eine kleinere Zahl syrischer Flichtlinge, die iiber das deutsche Resettlement-Programm aus Agypten aufge-

nommen wurden.

35 Davon missen jene abgezogen werden, die Gber ein Aufnahmeprogramm eingereist sind (bzw. einen Aufenthaltstitel nach § 23
Abs. 1 oder 2 AufenthG innehatten) und anschliefend einen Asylantrag gestellt haben. Dies sind rund 5.300 Personen, davon
4.547 mit einem Titel nach § 23 Abs. 1 und 735 mit einem Titel nach § 23 Abs. 2 AufenthG (BT-Drs. 18/5617; eigene Berechnung;

Stand 30.06.2015).
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Abb. 4 Entwicklung der Visaerteilung nach Aufnahmeprogramm
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hériger erhielt nach Ausbruch des Krieges auch eine
Aufenthaltserlaubnis zum Zweck der Erwerbstatigkeit,
der (Aus-)Bildung oder des Familiennachzugs (s. Info-
Box 2). Insgesamt hat Deutschland von 2011 bis zum
Stichtag 30. Juni 2015 136.835 Syrern Zuflucht gewdhrt
(BT-Drs. 18/5617). Im internationalen Vergleich der In-
dustriestaaten hat es damit die mit Abstand meisten
syrischen Flichtlinge aufgenommen (s. Kap. 1.2).

Strukturelle Bilanz: Frauen und Kinder unterreprésen-
tiert

Als Malstab fur die Einordnung und Bewertung der
Aufnahme syrischer Flichtlinge in Deutschland kann
die syrische Fliichtlingspopulation in den Anrainerstaa-

ten dienen.3¢ Von den Flichtlingen, die das UNHCR in
diesen Staaten registriert hat, sind 51 Prozent Kinder,
26 Prozent volljahrige Frauen und 23 Prozent volljdh-
rige Manner. Der Anteil der Alteren (iiber 60 Jahre)
liegt bei 3 Prozent (UNHCR 201543, eigene Berechnung;
Stand 25.08.2015).

Gemessen daran gibt es beim Zuzug von Flicht-
lingen ber das individuelle Asylverfahren aufgrund
der oben beschriebenen Zugangsbarrieren (s. Kap. 2.2)
eine deutliche Verzerrung: Volljahrige Manner sind im
Asylverfahren deutlich wberreprasentiert (52,1 %),
volljahrige Frauen (18,3 %) und Kinder (29,6 %) sind
deutlich unterreprasentiert (Eurostat 2015, Durch-
schnitt der Jahre 2011-2014, eigene Berechnung). Es

36 Dies entspricht auch dem Vorgehen des UNHCR, das bei der Umsiedlung von Fliichtlingen aus Krisenregionen den Ansatz verfolgt,
alle Teilgruppen gleichermaRen zu bericksichtigen. Im UNHCR-Resettlement-Handbuch heil3t es diesbeziiglich: ,UNHCR’s mission
to safequard the rights and well-being of all persons of concern can only be achieved if women, men, girls and boys of all ages
and backgrounds are able to benefit equitably from UNHCR's interventions” (UNHCR 2011: 173).
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Tab. 2 Soziostrukturelle Merkmale der iiber die Bundesprogramme aufgenommenen Fliichtlinge

HAP-1 HAP-2 HAP-3 Durchschnitt
Aufnahme- Aufnahme- Aufnahme- der drei
anordnung anordnung anordnung Bundes-
des BMI vom des BMI vom des BMI vom programme
30.05.2013 23.12.2013 18.07.2014
N =5.000 N = 4.960 N = 9.335
mannlich 51,1 % 49,2 % 49,0 % 49,6 %
weiblich 48,9 % 46,8 % 49,5 % 48,7 %
nicht angegeben 4,0 % 1,5 % 1,7 %

bis einschl. 17 38,5 % 36,2 % 40,1 % 38,7 %
18 bis 35 29,3 % 30,3 % 28,6 % 29,2 %
36 bis 50 18,0 % 17,8 % 17,6 % 17,7 %
51 bis 65 9,3 % 10,6 % 10,0 % 10,0 %
66 und dlter 4,9 % 5,1 % 3,7 % 4,4 %

24,4 % 68,0 % 79,9 % 62,4 %
nein 75,6 % 32,0 % 20,1 % 376 %

Staatsangehdarigkeit

Syrien, Arabische Republik 972 % 93,8 % 94,4 % 95,0 %
staatenlos 1,0 % 2,7 % 4,4 % 3,1%
sonstige 0,7 % 0,7 % 0,4 % 0,5 %
ungeklart oder keine Angabe 1,1 % 2,8 % 0,8 % 1,4 %

Quelle: BAMF, Sonderauswertung fir SVR-Forschungsbereich; eigene Berechnung; Stand: 21.05.2015

ist davon auszugehen, dass auch besonders vulnerable
Flichtlinge im Asylverfahren unterreprasentiert sind,
und Personen ohne finanzielle Ressourcen dirfte die-
ser Weq weitestgehend versperrt sein.3’

In den Bundesprogrammen sind Geschlechterver-
haltnis und Altersstruktur deutlich ausgewogener und
bilden eher die Flichtlingspopulation in der Region ab
(Tab. 2): Das Geschlechterverhaltnis ist nahezu ausge-
glichen; der Anteil der Kinder liegt mit 38,7 Prozent im

Durchschnitt der drei Bundesprogramme nur 12 Pro-
zentpunkte unter dem der Flichtlinge in der Region
- und damit deutlich héher als in der Gruppe der Asyl-
bewerber. Altere Fluchtlinge (iber 66 Jahre) sind mit
4,4 Prozent gemessen an der Flichtlingspopulation in
der Region und dem Asylverfahren sogar leicht iberre-
prasentiert. Beziige zu Deutschland hatten im Durch-
schnitt aller Bundesprogramme knapp zwei Drittel aller
aufgenommenen Flichtlinge; allerdings gab es hier auf-

37 Belastbare Daten hierzu liegen jedoch nicht vor, ebenso wie zu Bildungsniveau, ethnischer oder religidser Zugehérigkeit.



grund der geanderten Aufnahmekriterien (s. Kap. 3.3 u.
Tab. 2) groBe Unterschiede zwischen den Programmen
(HAP-1: 24,4 %; HAP-2: 68,0 %; HAP-3: 79,9 00).38

In der Gesamtbilanz der Aufnahme, die das Asyl-
verfahren und die Bundesprogramme bericksichtigt,
sind Frauen und Kinder gegenuber der Flichtlingspo-
pulation in den Anrainerstaaten wiederum deutlich
unterreprasentiert. Es ist jedoch plausibel, dass die
Alters- und Geschlechtsstruktur ausgewogener ist,
wenn man auBerdem die Flichtlinge beriicksichtigt,
die iber den Familiennachzug und die Landerprogram-
me eingereist sind. Der genaue Anteil der besonders
vulnerablen Personen an allen in Deutschland aufge-
nommenen syrischen Flichtlingen ist unbekannt.

Rechtliche und administrative Bilanz: hohe Stan-
dards, aber fehlende Kohdrenz
Insgesamt hat sich die Einrichtung eines beschleunig-
ten Aufnahmeverfahrens bewdhrt und die administra-
tive Umsetzung der Programme hat gut funktioniert,
inklusive der Kooperation der zahlreichen nationalen
und internationalen Akteure. Bemerkenswert ist auch,
dass der iberwiegende Teil der syrischen Flichtlinge
einen sicheren Aufenthaltstitel und weitgehende so-
ziale Rechte hat.?®

Allerdings hat das Nebeneinander verschiedener
Programme bzw. Aufenthaltstitel fir die gleiche Ziel-
gruppe bei den Flichtlingen zu Unsicherheit und Un-
verstandnis gefthrt, und einige fihlten sich ungerecht
behandelt. Dies ist insofern nachvollziehbar, als sich
die Rechte der aufgenommenen syrischen Flachtlin-
ge je nach Einreiseweg bzw. Programm und erteiltem
Aufenthaltstitel erheblich unterscheiden. Zwischen
anerkannten Asylbewerbern, Flichtlingen in den Bun-
desprogrammen und Flichtlingen in den Landerpro-
grammen gibt es u. a. Unterschiede bei der Dauer des
Aufenthaltstitels, den Mdaglichkeiten der Aufenthaltsver-
festigung, dem Familiennachzug, dem Zugang zu Sozi-
al- und Gesundheitsleistungen und dem Zugang zu Inte-
grationskursen (Tab. 3). Rechtlich schlechtergestellt sind
insbesondere Fluchtlinge in den Landerprogrammen.

Dies hat zudem fir die zustandigen Verwaltungen
und insbesondere die Auslanderbehdrden erheblichen
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Mehraufwand verursacht. Zum einen mussten sie die
rechtlichen Unterschiede zwischen den Programmen
erklaren und rechtfertigen. Zum anderen hat aufgrund
der unterschiedlichen Rechte fast die Halfte der Flicht-
linge, die Gber die Landerprogramme aufgenommen
worden waren, erganzend einen Antrag auf Flicht-
lingsschutz gestellt und ist damit ins Asylverfahren
gewechselt (BT-Drs. 18/5617).40

GroBe Unterschiede gibt es auch zwischen den Lén-
derprogrammen in der Ausgestaltung der Verpflich-
tungserklarung. Ebenso uneinheitlich war die Praxis
der Bundeslander bei der Vorauswahl der Fliichtlinge
in den Bundesprogrammen. Daraus ergeben sich fir
Flichtlinge unterschiedliche Aufnahmechancen.*!

Die Programme sind nicht trennscharf angelegt, bei
den Personenkreisen von Bundes- und Landerprogram-
men gibt es groe Uberschneidungen. Daher wurden
je nach Bearbeitungsstand und verfigbaren Aufnah-
mepladtzen auch Personen von einem Programm ins
andere verwiesen. Da in den Aufnahmeprogrammen
Visaantrage vorrangig bearbeitet wurden, sind darber
auch Personen gekommen, die einen Rechtsanspruch
auf Einreise iiber den normalen Familiennachzug ge-
habt oder die Voraussetzungen fir die Erteilung eines
Visums zu Erwerbszwecken erfiillt hatten. Hierdurch
konnte eine entsprechende Zahl von Personen, denen
ausschlieRlich eine Aufnahme aus humanitaren Grin-
den offensteht, nicht von den Programmen profitieren.

Ausblick
Aufgrund des anhaltenden Birgerkriegs und der be-
stehenden syrischen Migrationsnetzwerke wird der Zu-
zug von syrischen Schutzsuchenden nach Deutschland
weiter anhalten. Uber die Lénderprogramme werden
voraussichtlich nur noch wenige Fliichtlinge einreisen,
wenn die Aufnahmekriterien beibehalten werden.
Ein wichtiger Zugangsweg wird das Asylverfahren
bleiben. Viele werden iber den Familiennachzug zu
anerkannten Fliichtlingen nach Deutschland kommen;
das BAMF geht hier von rund 200.000 Personen aus
(Reuter 2015).

Die Kontingente in den Bundesprogrammen sind
ausgeschopft. Ob ein viertes tempordres Bundespro-

38 Uber die Landerprogramme wurden ausschlieRlich Personen aufgenommen, die Beziige zu Deutschland hatten. Daten etwa zu
Geschlechterverhdltnis und Altersstruktur wurden in den Landerprogrammen nicht erhoben.

39 Im Gegensatz dazu hatten von den bosnischen Fliichtlingen, die in den 1990er Jahren in vergleichbarer GréBenordnung aufge-
nommen wurden, viele nur den unsicheren Status einer Duldung (Bosswick 2000).

40 Dies betrifft 4.547 der insgesamt 9.609 Syrer, die zuvor einen Aufenthaltstitel nach § 23 Abs. 1 AufenthG hatten. Darunter kénnen
auch Personen sein, die diesen Aufenthaltstitel aufgrund der Anordnung fir syrische Studierende erhalten hatten.

41 Nach geltendem Recht missten die Verpflichtungsgeber so lange fiir die Kosten aufkommen, bis die aufgenommenen Personen sich
selbst versorgen konnen oder Deutschland wieder verlassen oder bis sich ihr Aufenthaltszweck @ndert. Die Verpflichtungserklarung
gilt bei einem Wechsel ins Asylverfahren fort (Urteil des BVerwG C 4.13 vom 13.02.2014). Nach Auffassung des BMI erlischt sie
auch nicht, wenn ein Fluchtling im Asylverfahren anerkannt wird. Gegen diese Auffassung wurden von verschiedenen Seiten
Bedenken geltend gemacht (Koenig 2015). Auch mehrere Bundeslander sowie Flichtlingsorganisationen und Oppositionsparteien
sind der Auffassung, dass Verpflichtungserklarungen bei einer positiven Entscheidung im Asylverfahren erloschen sollten.
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Tab. 3 Rechte syrischer Fliichtlinge nach Aufenthaltstitel

Bereich anerkannte Fliichtlinge Aufnahme durch den Bund Aufnahme durch die Bundes-
(§ 25 Abs. 1 und 2 AufenthG) (§ 23 Abs. 2 AufenthG) lander (§ 23 Abs. 1 AufenthG)

Aufenthalts- 3 Jahre
dauer
Aufenthalts- Anspruch auf Niederlassungser-

verfestigung

laubnis nach 3 Jahren gemadl3 § 26
Abs. 3 AufenthG (Ausnahme bei
positiver Widerrufsprifung)

Familien- erleichtert gemaR § 29 Abs. 2

nachzug fur AufenthG (ohne Nachweis von

Kernfamilie Lebensunterhalt, Wohnraum etc.),
innerhalb der ersten drei Monate
nach Anerkennung

Erwerbs- sofort nach Anerkennung

tatigkeit

Sozial- uneingeschrankter Zugang zu Sozi-

leistungen alleistungen analog zu deutschen

Gesundheits-

Staatsangehdrigen (SGB Il u. XlI);
wahrend des Asylverfahrens: re-
duzierte Leistungen nach AsylbLG

analog zu deutschen Staatsbur-

2 Jahre, verlangerbar

Anspruch auf Daueraufenthaltser-
laubnis-EU nach 5 Jahren gemadl3
§ 9a AufenthG, wenn Bedingun-
gen erfullt sind (u. a. Sicherung
des Lebensunterhalts, ausreichen-
de Sprach- u. Gesellschaftskennt-
nisse)

nur in Ausnahmefallen (aus
volkerrechtlichen oder humani-
taren Grinden oder zur Wahrung
politischer Interessen) gemal

§ 29 Abs. 3 AufenthG

sofort nach Einreise

uneingeschrankter Zugang zu Sozi-
alleistungen analog zu deutschen
Staatsangehorigen (SGB Il u. XII)

analog zu deutschen Staatsbir-

versorgung gern gern

Kindergeld/ Anspruch auf Anspruch auf

Elterngeld - Kindergeld, - Kindergeld,

etc. - Kinderzuschlag, - Kinderzuschlag,
- Elterngeld, - Elterngeld,

Integrations-
malnahmen

- Ausbildungsforderung

Anspruch

- Ausbildungsforderung

Anspruch

bis zu 2 Jahre (haufig nur 1 Jahr),
verldngerbar

Ermessensanspruch auf Nieder-
lassungserlaubnis nach 5 Jahren
gemal § 26 Abs. 4i.V.m. § 9
AufenthG, wenn Bedingungen
erfullt sind (u. a. Sicherung des
Lebensunterhalts, ausreichende
Sprach- und Gesellschaftskennt-
nisse)

nur in Ausnahmefallen (aus
volkerrechtlichen oder humani-
taren Grinden oder zur Wahrung
politischer Interessen) gemaR

§ 29 Abs. 3 AufenthG

sofort nach Einreise

reduzierte Leistungen nach
AsylbLG; diese sind nachrangig ge-
geniber der Unterstitzung durch
Angehdrige (Verpflichtungserkls-
rung) und missen ggf. erstattet
werden

nach AsylbLG nur Anspruch auf

Kosteniibernahme fir Behandlung
akuter Krankheiten; kein Anspruch
auf Kostentibernahme fir Vorsorge

kein Anspruch auf

- Kindergeld (erst nach 3 Jahren
und nur bei bestehender Arbeits-
marktintegration),

- Kinderzuschlag,

- Elterngeld (erst nach 3 Jahren)

Anspruch auf
- Ausbildungsforderung

nachrangige Zulassung

Quelle: eigene Zusammenstellung

gramm eingerichtet wird, ist derzeit ungewiss. Die
Bundesregierung hatte dies in der ersten Jahreshdlfte
2015 an die Beteiligung anderer EU-Staaten geknupft
(BT-Drs. 18/4163). Gemal dem Beschluss des Euro-
pdischen Rates vom 20. Juli 2015 hat sie sich bereit
erklart, in den Jahren 2015 und 2016 1.600 Fliichtlin-
ge im Rahmen des EU-Resettlement-Programms auf-
zunehmen. Darunter werden aller Voraussicht nach
auch syrische Fliichtlinge sein. Gleiches gilt fir jene

Asylbewerber, die Deutschland in den Jahren 2015 bis
2017 im Rahmen der innereuropdischen Umverteilung
von Asylbewerbern aus Griechenland, Italien und evtl.
weiteren Landern Gbernehmen wird (Council of the
European Union 2015). Verbindlich zugesagt hat die
Bundesregierung im September 2015 die Ubernahme
von bis zu 40.000 Asylbewerbern. Dariiber hinaus ist
die Aufnahme eines weiteren Kontingents von EU-weit
120.000 Asylbewerbern in der Diskussion.



4. Schlussfolgerungen und Handlungs-
empfehlungen

4.1 Aufnahmeprogramme weiterfihren

Die temporaren Aufnahmeprogramme von Bund und
Landern, die anlasslich der Syrienkrise eingerichtet
wurden, sind als erfolgreiche flichtlingspolitische
MaBnahme zu bewerten: Sie haben einer groferen
Zahl von Schutzsuchenden die sichere Einreise nach
Deutschland ermdglicht und damit zugleich die Erst-
aufnahmestaaten entlastet (s. Kap. 2.3 u. 3.4). Im Rah-
men der syrischen Flichtlingskrise gibt es weiterhin
einen groBen Bedarf an Platzen fir eine Umsiedlung.
Durch die Praxis der tempordren Aufnahmeprogramme
haben die beteiligten Behdrden und zivilgesellschaft-
lichen Organisationen in den letzten Jahren wichtige
Handlungskompetenzen und Strukturen fur die orga-
nisierte Aufnahme von Flichtlingskontingenten aus
dem Ausland aufgebaut. Uber diese ,Briicke nach
Deutschland’ kénnen nun mit vergleichsweise gerin-
gem Mehraufwand weitere Personen aufgenommen
werden. Dariber hinaus sollte auch das Instrument
der dauerhaften Umsiedlung (Resettlement) verstarkt
eingesetzt werden. Die auf EU-Ebene getroffene Zusa-
ge, in den Jahren 2015/16 zusatzliche 1.600 Resettle-
ment-Platze bereitzustellen, weist in die richtige Rich-
tung. Kinftig sollte das Resettlement auch quantitativ
ausgebaut werden. Die Bundesregierung konnte und
sollte hier weiterhin eine Vorreiterrolle einnehmen
und damit méglicherweise andere EU-Staaten anre-
gen, mehr Flichtlinge aufzunehmen. Indem sie sol-
che Programme quantitativ ausbaut oder zumindest
bei kiinftigen Krisen regelmaRig einrichtet, konnte sie
auch dem Vorwurf begegnen, dass das in Deutschland
gebotene Schutzsystem eigentlich ,unerreichbar” ist.

4.2 Integrationsfahigkeit vs. besonderer
Schutzbedarf: Aufnahmekriterien sollten
ausgewogen sein

Die meisten Flichtlinge, die Gber die Aufnahmepro-
gramme eingereist sind, hatten vorher schon Beziige
zu Deutschland. Dies entspricht zum einen der theo-
retischen Annahme, dass bereits im Land lebende Fa-
milienmitglieder oder Landsleute ein zentrales Motiv
fur die Wahl des Zufluchtsstaats sind. Zum anderen er-
leichtert es die Integration von Fliichtlingen und kann
die Kosten ihrer Unterbringung und Versorgung fir die
offentliche Hand reduzieren. Allerdings hatten gerade
besonders vulnerable Flichtlinge ohne Netzwerke in
Deutschland, fir die auch der Weg tber das individu-
elle territoriale Asylverfahren eine ungleich groRere
Hirde darstellt (s. Kap. 2.2), deutlich geringere Chan-
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cen auf eine Aufnahme im Rahmen der Programme.
In kiinftigen Aufnahmeprogrammen sollten grof3ere
Kontingente fiir besonders vulnerable Personen be-
reitgestellt werden, auch um die Erstaufnahmestaaten
maglichst weit zu entlasten. Diesen Weg verfolgt etwa
das Ende 2014 eingerichtete Sonderprogramm Baden-
Wirttembergs, das bis zu 1.000 besonders traumati-
sierte und gefolterte jesidische Frauen und Madchen
aus dem Nordirak voriibergehend nach Deutschland
geholt hat, um sie zu schiitzen und sie hier zu behan-
deln. Bei kinftigen Programmen sollte ein Zielkorri-
dor fur den Anteil besonders vulnerabler Personen an
allen aufgenommenen Fliichtlingen definiert werden.

4.3 Verpflichtungserklarungen zeitlich
befristen und flexibler gestalten

Fur viele Mitglieder der syrischen Community in
Deutschland, die Angehdérige bei sich aufnehmen wol-
len, ist es eine hohe Hirde, dass sie daflr eine Ver-
pflichtungserklarung abgeben missen (vor allem in
den Landerprogrammen, aber auch in den Bundespro-
grammen). Das liegt vor allem an zwei Elementen:
Zum einen verpflichten sie sich damit nach geltendem
Recht auf unbestimmte Zeit, samtliche Lebenshaltungs-
kosten zu ibernehmen. Zum anderen gibt es hier in
der Regel nur ,Alles oder nichts’-Lésungen, d. h. eine
einzelne Person muss sich verpflichten, fir samtliche
Kosten mit Ausnahme der medizinischen Versorgung
zu haften. Beides hat zur Folge, dass von den Aufnah-
meprogrammen deutlich weniger Personen profitieren
konnen. Zudem fihrt es haufig zu unkalkulierbaren
und unzumutbaren finanziellen Harten fur die helfen-
den Angehdrigen, die im Moment der Erklarung unter
groBem moralischen Druck standen (UNHCR 2015e).
Einige Bundeslander haben akzeptiert, dass die Ver-
antwortung auf mehrere Schultern verteilt wird (z. B.
Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein). Diese Praxis
hat sich bewdhrt und sollte bundesweit zum Einsatz
kommen. Dariiber hinaus sollte erwogen werden, die
Geltungsdauer der Verpflichtungserklarungen zu be-
grenzen, etwa nach kanadischem Vorbild (beim priva-
te sponsoring-Iweig des Resettlement-Programms, CIC
2014) auf 1-3 Jahre oder bis zur ersten Erteilung eines
Aufenthaltstitels (IntMK 2015: 10). Zudem sollten die
staatlichen Ruckgriffsmoglichkeiten auf die Verpflich-
tungsgeber mit der Asylanerkennung enden. Dauert die
Krise an, ist es auch Aufgabe des Staates, Integrations-
maRnahmen bereitzustellen und so dafiir zu sorgen,
dass die entsprechende Personengruppe sich selbstan-
dig versorgen kann. Diese Anderungen wiirden nicht
nur die Angehorigen syrischer Fliichtlinge entlasten,
sondern auch ein burgerschaftliches Engagement von
Dritten erheblich erleichtern, die bereit waren, gemein-
sam eine Verpflichtungserkldrung zu unterzeichnen.

e
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4.4 Fluchtlingspolitische Instrumente
komplementar einsetzen

Die beschriebenen Vorteile kollektiver Aufnahmepro-
gramme insbesondere gegeniiber dem Asylverfahren
(s. Kap. 2.3) legen den Schluss nahe, dass Flachtlin-
ge idealerweise nur noch wber organisierte Verfahren
aufgenommen werden sollten und nicht mehr - oder
zumindest in deutlich geringerem Umfang - als spon-
tan einreisende Asylbewerber; das schlagt etwa Collier
(2013) vor.*2 Die Steuerungsmaglichkeiten im Asylver-
fahren sind allerdings begrenzt; somit wird auch bei
einem Ausbau kollektiver Aufnahmeprogramme der
Zuzug Uber das Asylverfahren weiter anhalten. Ange-
sichts der Vorteile von Aufnahmeprogrammen sollte
aber versucht werden, so weit wie méglich zuguns-
ten solcher Programme umzusteuern. Asylverfahren
und Aufnahmeprogramme stehen in einem gewissen
quantitativen Zusammenhang: Wenn in Aufnahmepro-
grammen grolere Kontingente zur Verfiigung stinden,
wirde vermutlich zumindest ein Teil der Flichtlinge,
die nach Deutschland wollen, nicht den riskanten Weg
iber das Mittelmeer und das Asylverfahren gehen. Um
diese Wechselwirkung besser zu verstehen, sind je-
doch weitere Forschungen erforderlich. Die Flichtlings-
krise im Sommer und Herbst 2015 zeigt, wie wichtig
kollektive Aufnahmeprogramme fir Schutzsuchende
aus Kriegs- und Krisenregionen sind. Deutschland soll-
te sich mittelfristig in der EU fur solche kollektiven Auf-
nahmeprogramme einsetzen.

Grundsatzlich gibt es in Deutschland und der EU
Spielraum, um neben dem Asylverfahren mehr Fliicht-
linge zeitweilig und dauerhaft aufzunehmen. Die
Grenzen der Aufnahmefdhigkeit eines Landes sind
zwar objektiv nicht genau zu bestimmen, sondern
vielmehr ein Ergebnis komplexer gesellschaftlicher
und politischer Aushandlungsprozesse. Resettlement
und tempordre Aufnahmeprogramme kdnnen aber
vor allem dann starker ausgebaut werden, wenn die
Zahlen der Asylbewerber wieder sinken und dadurch
u. a. bei Unterbringung und administrativer Bearbei-
tung Kapazitaten frei werden.

Dabei sollte Resettlement kontinuierlich eingesetzt
werden, tempordre Aufnahme dagegen bei akuten
Krisen zusatzlich und in gréBerem Umfang. Vor die-

sem Hintergrund sollten die in der aktuellen Situati-
on aufgebauten Personalkapazitaten beim BAMF und
anderen beteiligten Behdrden nicht wieder abgebaut
werden, wenn die Asylbewerberzahlen sinken, son-
dern genutzt werden, um die dann ausgebauten Auf-
nahmeprogramme umzusetzen.

Dariber hinaus sollte weiterhin Solidaritat mit den
Erstaufnahmegesellschaften praktiziert werden, indem
ausreichende Mittel bereitgestellt werden, um die
Flichtlinge vor Ort zu unterstitzen. Denn auch wenn
die Kapazitaten der Aufnahmeprogramme signifikant
erhoht werden, kann nur ein Teil der Schutzbedurfti-
gen in Europa Aufnahme finden. Vor diesem Hinter-
grund sollte auch die Arbeit internationaler Hilfsorga-
nisationen wie des UNHCR starker unterstitzt werden.

4.5 Kohdrenz steigern: Rechte von
Flichtlingen mit unterschiedlichem
Aufenthaltsstatus angleichen

Wie oben festgestellt wurde, unterscheiden sich die
Rechte, die syrischen Flichtlingen in Deutschland ge-
wahrt werden, je nach Einreiseweg und Aufenthaltstitel
erheblich (z. B. Zugang zu Sozial- und Gesundheitsleis-
tungen, Zugang zu Integrationskursen, Moglichkeiten
der Aufenthaltsverfestigung, s. Kap. 3.4). Zwar ist es
zu begriiBen, dass die vielfaltigen Moglichkeiten des
Aufenthaltsrechts genutzt wurden, um maglichst viele
Personen aufzunehmen. Im Ergebnis werden dadurch
aber Personen mit dem gleichen Schutzbedarf ungleich
behandelt. Das ist fir die Betroffenen unverstandlich,
und sie kénnen es auch als Ungerechtigkeit empfinden
- etwa wenn sie feststellen, dass einige Familienmit-
glieder trotz gleicher Voraussetzungen mehr Rechte
genielen als andere.

Dariiber hinaus filhren diese Unterschiede zu ei-
nem erheblichen Mehraufwand fir die beteiligten Be-
ratungsorganisationen und Behdrden, insbesondere das
BAMF und die Auslanderbehérden. Zum einen steigt der
Kommunikationsbedarf, weil die unterschiedlichen Re-
gelungen immer wieder erklart werden missen. Zum
anderen versuchen aber auch viele Betroffene, in das
Asylverfahren zu wechseln, das im Fall der Anerken-
nung eine deutlich bessere Rechtsstellung garantiert als

42 Am ndchsten kommt diesem Vorschlag im internationalen Vergleich die Flichtlingspolitik in Australien, Kanada und den USA,
die absolut und verhaltnisméaRig einen deutlich gréBeren Anteil von Flichtlingen Gber Aufnahmeprogramme und vor allem
Resettlement aufnehmen als Deutschland oder andere EU-Staaten (SVR 2015: 61-80). Umgekehrt ist die Zahl der Asylantrage in
diesen Staaten, vor allem im Verhaltnis zur Bevélkerung, deutlich geringer. Trotz aller Vorteile von Aufnahmeprogrammen kann die
Flachtlingspolitik dieser Lander aber nur bedingt ein Vorbild fir Deutschland sein. Zum einen sind diese Staaten fur Asylbewerber
aus wichtigen Krisenherden geografisch deutlich schwerer zu erreichen als die Bundesrepublik oder die EU insgesamt. Zum an-
deren sind Politiken wie die vor allem in Australien praktizierte, Flichtlingsboote auf See abzufangen und die Fliichtlinge zurtick
in ihre Herkunftslander bzw. in aufnahmebereite Staaten zu bringen, in der EU weder rechtlich mdglich noch wiinschenswert (s.

Kap. 2.2; vgl. Alboim/Cohl 2012; Hasmath 2013).



etwa ein Aufenthaltstitel nach § 23 Abs. 1 AufenthG.
Da es weder mdglich noch wiinschenswert ist, syrische
Flichtlinge vom Asylverfahren auszuschlieBen, sollten
die Rechte der Fliichtlinge in den Aufnahmeprogram-
men denen anerkannter Flichtlinge mit Flichtlings-
status angeglichen werden, um die Anreize fir einen
Wechsel ins Asylverfahren zu reduzieren.*3 Rechtlich ist
dies leicht umzusetzen, da Bund und Lander bei der
konkreten Ausgestaltung der Aufnahmeprogramme
groBen Gestaltungsspielraum haben (s. Kap. 2.3).

Die Kohdrenz der Aufnahmeprogramme konnte
auBerdem dadurch erhoht werden, dass die Praxis
der Bundeslander starker angeglichen wird, etwa bei
der Ausgestaltung der Verpflichtungserklarungen (s.
Kap. 3.3). Dies ist vor allem im Sinne der Chancen-
gleichheit wiinschenswert, denn die bisherigen Unter-
schiede bedeuten, dass die Chancen der Fliichtlinge, in
Deutschland aufgenommen zu werden, vom Wohnsitz
ihrer Angehorigen abhangen.

4.6 Wege nicht humanitdrer Migration
starker propagieren

Neben den flichtlingspolitischen Aufnahmeinstrumen-
ten sollten in Flichtlingskrisen auch die allgemeinen
Zuwanderungswege als Handlungsoption ausgebaut
werden (Long 2015; Newland 2015). Deutschland hat
mittlerweile ein dulerst liberales Zuwanderungsrecht
im Bereich der Arbeitsmigration (OECD 2013; SVR
2014; 2015). Es ist sehr wahrscheinlich, dass etliche
der Flichtlinge, die Gber die Programme aufgenom-
men wurden, auch die Voraussetzungen fir eine Zu-
wanderung als Arbeitsmigranten erfillen (Bricker/
Hauptmann/Tribswetter 2015: 8-9). Insbesondere
die vergleichsweise niedrigschwellige Madglichkeit,
als Akademiker ein Visum zur Arbeitsplatzsuche in
Deutschland (§ 18c AufenthG) zu beantragen, konnte
fur einige Fluchtlinge in Frage kommen (s. Info-Box 2).
Gleiches gilt fur das Visum zur Nachqualifizierung im
Rahmen der Anerkennung auslandischer Bildungsab-
schliisse (§ 17a AufenthG), das im August 2015 ein-
gefiihrt wurde: Auf dieser Grundlage kdnnen nichtaka-
demische Drittstaatsangehorige mit entsprechenden
Vorqualifikationen einen Aufenthaltstitel fir maximal
18 Monate beantragen, um eine BildungsmaRnahme
zu absolvieren und mit einer anschlieBenden Priifung
ihre im Ausland erworbenen beruflichen Qualifikati-
onen in Deutschland anerkennen zu lassen. Nach er-

Sachverstandigenrat deutscher Stiftungen
fur Integration und Migration

FORSCHUNGSBEREICH

folgreichem Abschluss des Anerkennungsverfahrens
konnen die betreffenden Personen zwdlf Monate in
Deutschland bleiben, um einen der Qualifikation ent-
sprechenden Arbeitsplatz zu suchen.

Im Sinne einer migrationspolitischen Gesamtstra-
tegie kdnnten die deutschen Auslandsvertretungen
bei Vorsprache von Personen, die in erster Linie Schutz
suchen, systematisch priifen, ob die Voraussetzungen
fur eine Aufenthaltsgewdhrung nach §§ 17a oder 18¢
AufenthG erfillt sind. Dariiber hinaus kdnnten UNHCR
und Nichtregierungsorganisationen, die in den Erstauf-
nahmestaaten aktiv sind, sowie die entsprechenden
Migrantenorganisationen in Deutschland dabei unter-
stitzt werden, Fliichtlinge Gber die Zuwanderungswe-
ge fur Arbeitsmigranten zu informieren. Zudem ist zu
vermeiden, dass iber die humanitaren Programme
Personen aufgenommen werden, die auch Gber den
reguldren Familiennachzug nach Deutschland kommen
konnten. Die Platze in den Programmen sollten aus
der Sicht des UNHCR Personen vorbehalten sein, die
keine anderen Optionen haben (UNHCR 2011).

SchlieBlich ist zu prifen, ob im reguléren Visum-
verfahren unter bestimmten Umstanden auf manche
Voraussetzungen verzichtet werden kann. Passpflicht,
Rickkehrbereitschaft und finanzielle Ressourcen etwa
konnen als systematische Barrieren fir Flichtlinge
wirken, die ansonsten alle Voraussetzungen fir die
Erteilung eines Visums erfillen. Mittel- und langfris-
tig konnten Programme entwickelt werden, in denen
z. B. das UNHCR oder Nichtregierungsorganisationen
gegeniiber den Aufnahmestaaten fir die Flichtlinge
birgen (Long 2015: 14-18).

4.7 Verstetigung des Aufenthalts eréffnen

Die Aufnahme der Fliichtlinge aus Syrien Gber die Pro-
gramme ist tempordr angelegt. Dies entspricht dem
primaren Ziel, moglichst vielen Flichtlingen Schutz zu
bieten und die Erstaufnahmestaaten zu entlasten. In
der Regel erhalten die Flichtlinge in den Aufnahme-
programmen eine Aufenthaltserlaubnis fir zwei Jahre,
die verldngert wird, solange der Birgerkrieg in Syrien
anhalt. Da ein Ende des Biirgerkriegs nicht absehbar
ist, stellt sich zunehmend die Frage, ob der Aufent-
halt in Deutschland letztlich ein dauerhafter sein wird.
Neben dem Schutzbediirfnis haben die Flichtlinge
auch das Bedurfnis nach einem planbaren und 6kono-
misch eigenstandigen Leben. Auch aus der Sicht der

43 GemaR § 51 Abs. 1 Nr. 8 AufenthG erlischt eine Aufenthaltserlaubnis nach § 23, wenn ein Asylantrag gestellt wird. Der Gesetzgeber
erschwert damit grundsatzlich den Wechsel vom kollektiven Schutzstatus in das individuelle Asylverfahren. Angesichts einer
Gesamtschutzquote von nahezu 100 Prozent ist dies in der Praxis fur Syrer aber kaum relevant. Eine Option ware auch, dass
analog zum Fall einer EU-weit koordinierten Aufnahme nach § 24 AufenthG das individuelle Asylverfahren fir die Dauer des
kollektiven Schutztitels ruht und erst nach dessen Auslaufen inhaltlich geprift wird (§ 32a AsylVfG).




Schlussfolgerungen und Handlungsempfehlungen

Aufnahmegesellschaften ist es wiinschenswert, dass
sie die Chance hierzu maglichst schnell erhalten (Dust-
man/Bentolila/Faini 1996). Daher sollte Flichtlingen
in den temporaren Aufnahmeprogrammen eine Per-
spektive auf dauerhafte Aufnahme eréffnet werden,
wenn die Krise langer anhalt (UNHCR 2015f). In Ana-
logie zu anerkannten Asylbewerbern erscheint hierfir
eine Frist von drei Jahren angemessen.

4.8 Bemiihungen um eine europaweite
Aufnahme fortsetzen

Neben dem Asylverfahren bietet die EU-Richtlinie zum
vorlibergehenden Schutz von Flichtlingen ein rechtli-
ches Instrument fiir eine EU-weit koordinierte tempora-
re Aufnahme (SVR 2014; 2015), das sich fiir die Syrien-
krise gut eignen wiirde. Die Bundesregierung bemiiht
sich seit Anfang 2013 mit Nachdruck um eine EU-weit
koordinierte Aufnahmeaktion; eine solche ist jedoch
wegen der fehlenden Bereitschaft vieler Mitgliedstaa-
ten bisher nicht zustande gekommen. Nur wenige
europaische Staaten haben in substanziellem Umfang
syrische Flichtlinge tempordr oder dauerhaft aufge-
nommen, die Aufnahmezahlen sind insgesamt niedrig
geblieben (s. Kap. 1.2). Eine international koordinierte
Aufnahmeaktion ist jedoch der richtige Weg, daher soll-
te sie als mittel- und langfristiges Ziel erganzend zum
Gemeinsamen Europdischen Asylsystem (GEAS) wei-
terverfolgt werden. Sie ware sowohl wiinschenswert,
um ein fluchtlingspolitisches Signal in die Krisenregion
zu senden, als auch, um die knappen Ressourcen etwa
beim UNHCR maglichst effektiv zu nutzen. Ein gemein-
sames europdisches Vorgehen konnte auch die Bereit-
schaft der Bevolkerung zur Aufnahme von Fliichtlingen
erhéhen (Hatton 2004). Selbst wenn nicht alle EU-Staa-

ten mitziehen, konnte eine ,Koalition der Aufnahmebe-
reiten’ gebildet werden (s. auch SVR-Forschungsbereich
2015a). Die Bundesregierung und ihre Partner sollten
sich daflr weiterhin mit Nachdruck einsetzen.

Im Zuge der anstehenden Evaluation der Richtlinie
zum vordbergehenden Schutz von Flichtlingen sollte
auch geprift werden, wie die tempordre Aufnahme
von Fliichtlingen analog zu Resettlement oder Relo-
cation mit europdischen Geldern unterstiitzt werden
kann.*4 Damit konnte die Aufnahmebereitschaft insge-
samt gesteigert werden, und Staaten, die selbst keine
Flichtlinge aufnehmen wollen, kénnten andere we-
nigstens finanziell dabei unterstitzen. Zudem konnte
in der Richtlinie ein Massenzustrom konkreter definiert
werden, etwa Uber eine festgelegte Mindestzahl zu-
ziehender Flichtlinge in einem bestimmten Zeitfenster.
Sobald diese Bedingung erf(llt ist, wiirde die Richtlinie
automatisch ausgeldst, d. h. mindestens auf die Agen-
da des EU-Rats gesetzt (Ineli-Ciger 2015: 245). Die Bun-
desregierung, andere aufnahmeuwillige Staaten und das
Europaische Parlament sollten sich hierfir einsetzen.

Neben der temporaren Aufnahme sollten auch
Programme zur dauerhaften Aufnahme ausgebaut
werden. Die im Mai 2015 vorgestellte Migrationsagen-
da der EU-Kommission sieht vor, in den Jahren 2015
und 2016 in den EU-Staaten bis zu 20.000 Flichtlinge
dauerhaft aufzunehmen; diese Initiative und der da-
rauf basierende Ratsbeschluss vom 20. Juli 2015 sind
ausdracklich zu begriRen (Europaische Kommission
2015b; Council of the European Union 2015). Da an
den Randern Europas anhaltende Fliichtlingskrisen zu
erwarten sind, sollte unbedingt auch das ebenfalls in
der Migrationsagenda verankerte Ziel weiterverfolgt
werden, in den kommenden Jahren ein requléres und
zahlenmaRig ambitioniertes EU-weites Resettlement-
Programm einzurichten.

44 Bisher ist dies in Artikel 5 Abs. 3 der Verordnung zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Integrationsfonds (AMIF) nur fir Per-
sonen vorgesehen, die einen Schutzstatus nach der EU-Qualifikationsrichtlinie erhalten oder beantragt haben oder unter die EU-
Richtlinie zum vorbergehenden Schutz von Flichtlingen fallen (Verordnung (EU) Nr. 516/2014 des europdischen Parlaments und

des Rates vom 16.04.2014).
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Tab. 4 Kollektive Aufnahmeprogramme in der Bundesrepublik Deutschland

Jahr/ Herkunftsland/Gruppe Art des Programms/Rechtsgrundlage
Zeitraum

organisierte Einreise, dann Asylverfahren,
tiberwiegend dauerhaft

1956

ab 1973

ab 1979

ab 1990

ab 1992

1999

2009-2010

2010-2011

2011

2012

2012

2013

2014

2014

2013-2015

2015

Quellen: IntMK 2014: 32; BAMF 2012: 98; 2013: 83; 2015 a-e: 87-88; Kreienbrink 2013: 399; Klausmeier 1984; Poutrus 2014; Scharf/Misselwitz 2013

Ungarn

Chile

Vietnam (Boatpeople)
Albanien

Bosnien-Herzegowina

albanische Flichtlinge aus
dem Kosovo

irakische Flichtlinge aus
Syrien und Jordanien

afrikanische Flichtlinge aus
Malta

somalische, eritreische,
athiopische und sudanesi-
sche Flachtlinge aus Malta

Flichtlinge aus Tunesien

irakische Flichtlinge aus
der Turkei

irakische, iranische und
syrische Flichtlinge aus der
Turkei

Syrer, nichtsyrische Staats-
angehorige, insbesondere
Iraker, einige somalische
Staatsangehdrige und staa-
tenlose Palastinenser

Indonesien, Flichtlinge aus
Sri Lanka, Myanmar etc.

Syrien

u. a. afrikanische Flichtlin-
ge, Syrer und Paldstinenser
aus Agypten

ca. 13.000

ca. 2.000

ca. 35.000

ca. 3.000

ca. 350.000

ca. 15.000

2.501

102

153

202

105

293

ca. 200

ca. 100

20.000 plus ca.
16.000 Gber Lan-
derprogramme

ca. 500

organisierte Einreise, dann Asylverfahren,
dauerhaft und temporar

HumHAG, teilweise Asylverfahren, Gber-
wiegend dauerhaft

§ 22 AuslG (1965), tiberwiegend tem-
porar

tiberwiegend Duldung (§ 54 AuslG) und
temporar

§ 32a Abs. 10 AuslG, Gberwiegend
temporar

§ 23 Abs. 2 AufenthG, dauerhaft

innereuropaische Umverteilung (Reloca-
tion), § 23 Abs. 2 AufenthG, dauerhaft

innereuropaische Umverteilung (Reloca-
tion), § 23 Abs. 2 AufenthG, dauerhaft

UNHCR-Resettlement-Programm, § 23
Abs. 2 AufenthG, dauerhaft

UNHCR-Resettlement-Programm, § 23
Abs. 2 AufenthG, dauerhaft

UNHCR-Resettlement-Programm, § 23
Abs. 2 AufenthG, dauerhaft

UNHCR-Resettlement-Programm, § 23
Abs. 2 AufenthG, dauerhaft

UNHCR-Resettlement-Programm, § 23
Abs. 2 AufenthG, dauerhaft

temporare Aufnahmeprogramme von
Bund und Léndern, § 23 Abs. 1 und
Abs. 2 Aufenth@, zunachst temporar

UNHCR-Resettlement-Programm, § 23
Abs. 2 bzw. 4 AufenthG, dauerhaft

e
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	2.1 Humanitäre Hilfe in der Krisenregion:möglichst viele Menschen unterstützen
	2.2 Asylverfahren: wichtigsterZugangsweg, aber kaum steuerbar
	2.3 Kollektive Aufnahmeprogramme:der flüchtlingspolitische Königsweg?
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